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Traktandum 1 
 

 
 

70. Mitteilungen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich begrüsse alle Anwesenden ganz herzlich zur 8. Ein-
wohnerratssitzung der laufenden Legislatur. Wir haben heute noch zwei Traktanden der letz-
ten Sitzung zu behandeln sowie einige neue dazu. Es könnte also wieder eine längere Sitzung 
werden. Ich bitte deshalb um kurze, sachliche Voten, damit es nicht allzu spät wird. Zu der 
Traktandenliste liegen keine Wortmeldungen vor. 
 
Die Präsidentin gibt die Entschuldigungen bekannt.  
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Traktandum 2 
 

 

71. Gesuche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Der Stadtrat unterbreitet dem Einwohnerrat folgende Ge-
suche um Zusicherung des Gemeindebürgerrechts der Stadt Aarau: 
 
 Elshani, Izete, geb. 1987, kosovarische Staatsangehörige mit Sohn Elshani, Dion, geb. 

2014, kosovarischer Staatsangehöriger 
 Foelix, Pascal Andreas, geb. 1987, Bürger der Vereinigten Staaten von Amerika 
 Gashi, Adrijan, geb. 1998,  kosovarischer Staatsangehöriger 
 Gashi, Valdrin, geb. 2001, kosovarischer Staatsangehöriger 
 Osmanbasic, Elvir, geb.1979, bosnisch-herzegowinischer Staatsangehöriger, und seine 

Ehefrau Osmanbasic, Dominka, geb. 1977, kroatische Staatsangehörige, mit den Kin-
dern Osmanbasic, Minea, geb. 2006, und Osmanbasic, Irma, geb. 2012, beide bosni-
sch-herzegowinische Staatsangehörige 

 Peguero, Jenniffel Maria, geb. 1984, dominikanische Staatsangehörige, mit den Kin-
dern Peguero, Gianlouis Alexander, geb. 2010, Bürger der Vereinigten Staaten von 
Amerika, und Peguero, Sebastian Alessandro, geb. 2014, Bürger der Vereinigten Staa-
ten von Amerika 

 Wang, Lei, geb. 1976, chinesische Staatsangehörige 
 
Der Stadtrat empfiehlt, alle Gesuche gutzuheissen. Dieser Antrag stützt sich auf die Empfeh-
lung der Einbürgerungskommission, welche die Gesuche geprüft hat. Die Gesuche konnten 
während der Aktenauflage eingesehen werden. Wird das Wort zu den Einbürgerungsgesuchen 
gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wünscht jemand eine geheime Abstimmung? Das ist auch 
nicht der Fall. Ich mache auf die Ausstandsbestimmungen gemäss § 25 des Gemeindegeset-
zes aufmerksam: Wenn bei einem Verhandlungsgegenstand jemand ein unmittelbares und 
persönliches Interesse hat, so haben er, sein Ehegatte, seine Eltern sowie die Kinder mit Ehe-
gatten vor der Abstimmung das Versammlungslokal bzw. die Tribüne zu verlassen. Ich möch-
te die Gesuchstellenden bitten, vor der Abstimmung die Tribüne zu verlassen.  
 
Abstimmung: 
 
Die Resultate der offenen Abstimmung lauten wie folgt: 
 
Gesuchstellerin / Gesuchsteller Ja Nein 

Elshani, Izete, geb. 1987, kosovarische Staatsangehörige mit Sohn 
Elshani, Dion, geb. 2014, kosovarischer Staatsangehöriger 43 0 

Foelix, Pascal Andreas, geb. 1987, Bürger der Vereinigten Staaten von 
Amerika 43 0 

Gashi, Adrijan, geb. 1998,  kosovarischer Staatsangehöriger 45 0 

Gashi, Valdrin, geb. 2001, kosovarischer Staatsangehöriger 45 0 
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Osmanbasic, Elvir, geb.1979, bosnisch-herzegowinischer Staatsange-
höriger, und seine Ehefrau Osmanbasic, Dominka, geb. 1977, kroati-
sche Staatsangehörige, mit den Kindern Osmanbasic, Minea, geb. 
2006, und Osmanbasic, Irma, geb. 2012, beide bosnisch-
herzegowinische Staatsangehörige 

43 0 

Peguero, Jenniffel Maria, geb. 1984, dominikanische Staatsangehöri-
ge, mit den Kindern Peguero, Gianlouis Alexander, geb. 2010, Bürger 
der Vereinigten Staaten von Amerika, und Peguero, Sebastian A-
lessandro, geb. 2014, Bürger der Vereinigten Staaten von Amerika 

43 0 

Wang, Lei, geb. 1976, chinesische Staatsangehörige 41 0 

 
Den Gesuchstellenden wurde das Gemeindebürgerrecht zugesichert. 
 
Eine Referendumsabstimmung über diesen Beschluss des Einwohnerrates ist gemäss § 24 
Abs. 4 des Gesetzes über das Kantons- und das Gemeindebürgerrecht (KBüG) vom 12. März 
2013 ausgeschlossen. 
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 75 
 

72. Anfrage Michel Meyer: Busse in der Altstadt 
 

 
Am 16. Oktober 2014 hat Einwohnerrat Michel Meyer eine schriftlich begründete Anfrage 
mit folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Wurde, basierend auf der Petition vom Juni 2014, das Gespräch mit dem Kanton gesucht? 

2. Wie ist der Stand der Abklärungen mit dem Kanton? 

3. Ist der Stadtrat sich der Problematik bewusst und wie steht er zu diesem Thema? 

4. Hat der Stadtrat schon Pläne oder Vorstellungen, wie die Problematik gelöst werden 
könnte? 

 
Werner Schib, Stadtrat: Ich beantworte Ihnen gerne diese Fragen: 
 
Fragen 1 und 2: Ja, der Stadtrat hat das Gespräch mit dem Kanton gesucht. Der Stand der 
Abklärungen ist so, dass der Stadtrat beschlossen hat, nicht auf die Petition einzugehen. Der 
Stadtrat lehnt also das Petitionsbegehren ab. Er hat den Petitionären am letzten Freitag mitge-
teilt, dass eine busfreie Altstadt nicht möglich sei. Zudem hat der Stadtrat heute Morgen eine 
Medienmitteilung herausgegeben. Wie ist es zu diesem stadträtlichen Beschluss gekommen? 
Der Stadtrat hat Verständnis für das Anliegen der Petitionäre, aber eine bus- und postautofreie 
Altstadt ist nicht möglich. Eine bus- und postautofreie Altstadt hätte eine deutliche Ver-
schlechterung des ÖV-Angebotes zur Folge. Wenn der Bus nicht mehr durch die Altstadt fah-
ren könnte, würde das bedeuten, dass alle diejenigen, welche von den nördlichen Gebieten 
und den Nachbargemeinden Küttigen, Biberstein und Erlinsbach in unsere Stadt kämen, län-
gere Fahrzeiten in Kauf nehmen müssten. Zudem würde die Fahrplanstabilität beeinträchtigt. 
Es ist leider immer noch so, und wird auch künftig so sein, dass vor allem in Spitzenzeiten 
das kantonale Strassennetz überlastet ist. Da gibt es Staus in den Stosszeiten. Das führt zu 
einem instabilen Fahrplan. Dies ist einfach ein Nachteil für diejenigen Personen, welche mit 
dem Bus an den Bahnhof fahren müssen. Ein weiterer Nachteil wäre die Verschlechterung der 
Erschliessungsqualität der Altstadt durch den öffentlichen Verkehr. Man hat gezählt, dass 
täglich doch 2000 Personen an den Haltestellen Rathaus und Holzmarkt ein- und aussteigen. 
Diese wären auch betroffen. Das hätte wieder negative Folgen auf das Gewerbe. Als weiteren 
Punkt kann angeführt werden, dass im Rahmen der Abstimmungen zur Ostumfahrung Innen-
stadt/Sauerländertunnel/Neue Aarebrücke sowohl kantonal im Grossen Rat wie auch in der 
Stadt Aarau klar festgehalten worden ist, dass diese Busse durch die Altstadt fahren sollten. 
Man habe dann eben gleich eine ideale Fahrbahn für die Busse durch die Aarauer Altstadt. Es 
war dann auch so, dass der Grosse Rat und der Bund damit einverstanden waren, dass die 
Stadt Aarau weniger bezahlen müsse, als es eigentlich im Dekret vorgegeben gewesen wäre. 
Wir Aarauerinnen und Aarauer mussten also weniger an die Strassensanierung bezahlen, weil 
es eine Vorlage war, welche zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs beitrug. Wenn wir 
das jetzt einfach ändern würden, stünden Rückzahlungsforderungen von Kanton und Bund 
von rund 10 Mio. Franken im Raum. Das sind die wesentlichen Überlegungen des Stadtrates. 
In unserem Raumentwicklungsleitbild haben wir zudem festgehalten, dass wir eigentlich den 
öffentlichen Verkehr ausbauen und diesen priorisieren müssten. Wenn man die Altstadt bus-
frei gestalten möchte, wäre das genau das Gegenteil. Damit würde man den öV in Aarau ab-
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bauen. Dies will der Stadtrat nicht tun. Das kann nicht im Sinne der ganzen Stadt und des Zu-
kunftsraums Aarau sein.  
 
Fragen 3 und 4:  Der Stadtrat ist überzeugt, dass die heutige Situation rechtlich klar ist: Es ist 
eine Begegnungszone mit Tempo 20 signalisiert. Die Fussgänger sind vortrittsberechtigt und 
dürfen grundsätzlich die ganze Verkehrsfläche gebrauchen. Es ist aus unserer Sicht keine spe-
zielle Gefährlichkeit vorhanden, welche Handlungsbedarf anzeigen würde, sodass Massnah-
men ergriffen werden müssten.  
 
Der Anfragesteller ist von dieser Antwort befriedigt.       
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 86 
 

73. Anfrage Jürg Schmid: Projekt Stabilo 2 
 

 
Am 31. Oktober 2014 hat Einwohnerrat Jürg Schmid eine schriftlich begründete Anfrage mit 
folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Projektorganisation generell 

 Gilt die Projektorganisation wie im Bericht und Antrag an den Einwohnerrat vom 26. 
August 2013 beschrieben immer noch? 

 Falls nein, die Bitte um Aufzeigen der aktuellen Projektorganisation mit Angabe der 
involvierten Parteien. 

 Welche VertreterInnen vom Stadtrat sind heute in der Projektsteuerung vertreten? 
 Welche Firmen sind Mandatsträger der vergebenen Aufträge? 
 Welche Rolle nimmt die externe Projektleitung BHP Hanser und Partner ein? 
 Welche Rolle sieht der Stadtrat für das Begleitgremium? 
 Was sind die konkreten Aufgaben des und Erwartungen an das Begleitgremium? 
 Weshalb fanden seit dem 24. Juni 2013 keine weiteren Sitzungen des Begleitgremiums 

statt 
 
2. Projektumfang 

 Sind im Verlaufe des Projektes noch weitere, über den Katalog der Massnahmenvor-
schläge zur Kosteneinsparung des Stadtrates vom 26. August 2013, hinausgehende 
Vorschläge eingegangen und werden diese auch berücksichtigt? 

 Aus welchen Quellen stammten diese Vorschläge? 
 Welche wurden im Projekt berücksichtigt? 
 Welche wurden nicht in den Projektumfang aufgenommen und was waren die Gründe 

dafür? 
 
3. Beeinflussbarkeit des Projektumfangs 

Im Politikplan 2014 – 2018 erwähnt der Stadtrat einen erwarteten Effekt der Stabilo 2-
Massnahmen von CHF 4 Mio. 
 Ist es das Ziel des Stadtrates, in diesem Projekt Vorschläge mit einem Gesamtwert von 

CHF 4 Millionen auszuarbeiten und dem Einwohnerrat zum Entscheid vorzulegen? 
 Falls nein, hat der Stadtrat dem Projekt ein anderes Ziel gesetzt und wenn ja, in wel-

cher Grössenordnung? 
 Falls ja, welche Einflussmöglichkeiten hat der Einwohnerrat zum heutigen Zeitpunkt, 

um auf den Umfang der Abklärungen Einfluss nehmen zu können? 
 Wann wertet der Stadtrat das Projekt Stabilo 2 als Erfolg? 

 
4. Konsequenzen einer umfassenden Überprüfung der Effizienz, Aufgaben und Standards 

 Ist der Stadtrat bereit, aufgrund von Stabilo 2 auf bereits gefasste Entscheidungen zu-
rück zu kommen? 

 Wie werden mögliche Anpassungen aus Stabilo 2 bei der Initiierung von Kreditbewil-
ligungen durch den Stadtrat in die Entscheidungsfindung (Start jetzt oder Verzöge-
rung) miteinbezogen? 
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Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich nehme zu diesen zahlreichen Fragen wie folgt Stel-
lung: 
 
Frage 1: Die Projektorganisation ist tatsächlich immer noch genau gleich aufgestellt, wie sie 
in Bericht und Antrag vom August 2013 beschrieben wurde. Sie besteht also aus einer Pro-
jektsteuerung, einer externen Projektleitung, externen Experten und einem sog. Resonanz- 
und Begleitgremium. In der Projektsteuerung sind seit dieser Legislatur neu die Stadtpräsi-
dentin Jolanda Urech und Stadtrat Hanspeter Hilfiker vertreten. Mandatsträger der vergebenen 
Aufträge sind verschiedene Firmen. Auftrag 1, Verwaltungsorganisation: Res Publica Consul-
ting AG, Bern; Auftrag 2, Baubereich, Prozesse, Standards Globalbudgets: Brandenber-
ger+Ruosch AG, Bern; Auftrag 3, Aufgabenteilung Kultur mit der Ortsbürgergemeinde: Die-
ser Auftrag ist noch nicht vergeben, da sich bei der Ausarbeitung des Pflichtenhefts Probleme 
ergeben haben; Auftrag 4, Ausschöpfen der Nutzungspotentiale Liegenschaften: Wüst & 
Partner AG, Zürich; Auftrag 5, Standards im Bereiche Bildung und FuSTA: Büro für arbeits- 
und sozialpolitische Studien BASS AG, Bern; Auftrag 6, Überprüfung Defizitbeitrag Spitex: 
INFRAS, Forschung und Beratung, Zürich; Auftrag 7, Überprüfung Standards Informatik: 
AWK Group AG, Zürich; Auftrag 8, Steigerung Effizienz Abteilung Steuern: BDO AG, Aar-
au; Auftrag 9, Staffelung der Investitionsplanung: Dieser Auftrag wird intern bearbeitet sowie 
Auftrag 10, Überprüfung der Hydrantengebühr der Feuerwehr: Dieser Auftrag ist nicht verge-
ben worden, er wird ebenfalls intern bearbeitet. Die Rolle der externen Projektleitung BHP 
Hanser und Partner ist so, wie sie in der Botschaft vom 30. April an den Einwohnerrat be-
schrieben worden ist. BHP hat die Projektleitung im gesamten Projekt inne. Sie ist zuständig 
für einen geordneten Ablauf und ihr obliegt auch die ganze Administration, welches eine sehr 
aufwendige Aufgabe ist. Am Anfang hat sie zudem fundierte Unterlagen ausgearbeitet, damit 
die Aufträge vergeben werden konnten. In der momentanen Phase betreut sie die Experten-
firmen. Sie schaut ebenfalls, dass das Begleit- und auch das Resonanzgremium im richtigen 
Moment auf die richtige Art und Weise einbezogen werden. Als Grundlage für die Beantwor-
tung der beiden Fragen zum Begleitgremium möchte ich ebenfalls  auf die Botschaft vom 
30. April 2012 verweisen. In jener hat der Stadtrat als Massnahmen vorgeschlagen, die Orga-
nisation, Struktur und Arbeitsabläufe der Verwaltung, aber auch den Verzicht auf Aufga-
ben/Leistungen zu untersuchen. Es geht also grob gesagt einerseits um Effizienzsteigerungs-
fragen, das ist die sog. technische Problemstellung, und um Aufgaben- bzw. Leistungsabbau, 
welches dann die politische Problemstellung wäre. Auf diese Fragestellungen hat der Stadtrat 
auch bei der Bildung der Projektorganisation besonders reagiert, indem er 2 spezielle Gremi-
en geschaffen hat, welche die entsprechenden Arbeiten begleiten sollten: einerseits das Reso-
nanzgremium, bestehend aus dem Abteilungsleiterrapport mit Abteilungsleiterinnen und -
leitern und einzelnen Kaderleuten, welche prozesstechnische und organisatorische Themen 
bearbeiten, die sich im Zusammenhang mit der Überprüfung stellen. Anderseits ist es das Be-
gleitgremium, welches aus je einem Mitglied einer jeden Einwohnerratsfraktion sowie den 
Mitgliedern des Stadtrats besteht. Es soll die einzelnen Aufgaben- und Leistungsüberprü-
fungsvorhaben materiell diskutieren. Der Stadtrat ging von Anfang an davon aus, dass die 
Ausführung der Effizienzsteigerungsabklärungen und die Überprüfung von Aufga-
ben/Leistungen parallel vorgenommen werden sollen. Das heisst, dass nach ursprünglicher 
Absicht des Stadtrats während der laufenden Abklärungsaufträge das Begleitgremium die 
Diskussionen über einzelne Massnahmen betr. Aufgaben- bzw. Leistungsabbau führen soll. 
Das war jetzt ja nicht der Fall, und dazu sage ich nachher noch etwas. Die anspruchsvolle 
politische Aufgabe des Begleitgremiums  wird es sein, sich in möglichst vielen Punkten, in 
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denen es um einen Aufgaben- und Leistungsverzicht bzw. -abbau geht, einigen zu können. Da 
sich hier vor allem politische Fragen stellen werden, gehört dem Begleitgremium 'Aufga-
ben/Leistungen' auch wirklich je ein Mitglied einer jeden Einwohnerratsfraktion sowie die 
Mitglieder des Stadtrates an. Der Stadtrat erhofft sich, im Begleitgremium bei den Massnah-
men, die in die Kompetenz des Einwohnerrats fallen, in möglichst vielen Fällen einen Kon-
sens zu erreichen, der dann auch im Einwohnerrat mehrheitsfähig wird sein können. Der 
Stadtrat ist sich allerdings sehr wohl bewusst, dass definitive Beschlüsse erst im Einwohnerrat 
gefällt werden. Zudem ist durchaus erwünscht, wenn Anregungen auch aus der Mitte des Be-
gleitgremiums eingebracht werden, damit das Verständnis für die unbedingt notwendigen 
Sparmassnahmen gefördert werden kann. Es wurde ebenfalls gefragt, weshalb keine weiteren 
Sitzungen des Begleitgremiums seit dem Juni 2013 stattgefunden haben. Anlässlich der letz-
ten Sitzung vom 24. Juni 2013 des Begleitgremiums hat dieses zum Ausdruck gebracht, dass 
es nicht bereit sei, über einen Abbau von Aufgaben und Leistungen zu diskutieren, bevor 
nicht auch die Resultate der Effizienzüberprüfungen, allen voran die Resultate der Überprü-
fung der Verwaltungsorganisation, vorliegen würden. Sie wollten sämtliche Resultate sehen, 
um Entscheide fällen zu können. Damit hat der Stadtrat die ursprünglich beabsichtigte paral-
lele Bearbeitung der eher technischen und der politischen Fragestellungen aufgegeben. Dies 
hat der Stadtrat in der Botschaft vom 26. August 2013 auch zum Ausdruck gebracht. In dieser 
Botschaft steht Folgendes: "Bis zum Ende des ersten Quartals 2014 sollen die Ergebnisse der 
vertieften Abklärungen vorliegen. Anschliessend werden die Ergebnisse mit den übrigen 
Massnahmen zu einem Bericht als Basis für die politischen Entscheidungen zusammenge-
führt. Dieser Bericht liegt gegen das Ende des dritten Quartals 2014 vor." Das bedeutet, dass 
über sämtliche grün markierten Bereiche gemäss Beilage zu dieser vorhin erwähnten Bot-
schaft erst in der dritten Phase, der Phase C,  entschieden werden kann, also dann, wenn alles 
vorliegt. Sonst hätte man diesen Teil schon einmal bearbeiten können, aber jetzt hat man eben 
ein anderes Vorgehen. Aus diesem Grund fand seither keine Sitzung mehr statt. Der Stadtrat 
hat deshalb das Begleitgremium, welches sich neu konstituiert hat, und die Fraktionen noch 
zweimal schriftlich über die Vergabe der Aufträge, das weitere Vorgehen und durchgeführte 
Sitzungen informiert. Diese Informationsbriefe wurden im Juni und im September 2014 ver-
schickt. 
 
Frage 2: Diese Fragen betreffen den Projektumfang: Nein, es sind keine weiteren Vorschläge 
eingegangen.  
 
Frage 3: Hier geht es um die Beeinflussbarkeit des Projektumfangs: "Im Politikplan 2014 – 
2018 erwähnt der Stadtrat einen erwarteten Effekt der Stabilo 2 Massnahmen von 4 Mio. 
Franken." Dazu kann hier ebenfalls auf die Ausführungen im aktuellen Politikplan verwiesen 
werden. Es ist aber zu präzisieren, dass das Einsparpotential von 4 Mio. Franken im Politik-
plan eingerechnet worden ist. Sie erinnern sich sicher daran. Diese 4 Mio. Franken sind aber 
ein Schätzung der Firma BHP. Die Resultate der Abklärungen werden nun ja dann zeigen, 
wie hoch dieser Betrag tatsächlich sein wird. Der damals geschätzte Betrag von 4 Mio. Fran-
ken wurde im Politikplan einfach einmal so eingesetzt. Die Zielsetzung von Stabilo 2 ist 
ebenfalls in der Botschaft vom 26. August 2013 formuliert. An ihr hat sich grundsätzlich 
nichts geändert. Ich zitiere aus der Botschaft: "Das Projekt Stabilo hat insgesamt zum Ziel, 
dass im Rechnungsjahr 2018 der Finanzierungssaldo ausgeglichen ist. 2018 sollen für die 
Selbstfinanzierung 15 Mio. Franken aus der Laufenden Rechnung zur Verfügung stehen, die 
Nettoinvestitionen von maximal 15 Mio. Franken finanzieren sollen. Ausgehend von der ak-
tuellen mittelfristigen Politik- und Finanzplanung ist im Rahmen von Stabilo 2 eine Senkung 
des Aufwandes in der Laufenden Rechnung von 4 bis 6 Mio. Franken erforderlich. In der In-
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vestitionsrechnung müssen bis 2018 die Nettoinvestitionen um rund 10 Mio. Franken gesenkt 
werden." Innerhalb des Auftrags 9, in welchem es um die Staffelung der Investitionsplanung 
ging, wurde präzisiert und gesagt, dass das Ziel, die Nettoinvestitionen dauerhaft auf rund 15 
Mio. Franken pro Jahr zu halten, nur über eine Staffelung der geplanten Investitionen möglich 
sei. Ein Auftrag war deshalb, und dieser war ein Teil des Auftrages, welcher intern bearbeitet 
wird, dass die Stadtverwaltung die Investitionen nach drei Szenarien ausarbeitet, nämlich ab 
2018 15 Mio. Franken, oder 18 Mio. Franken oder 20 Mio. Franken. Im Moment liegen noch 
keine Resultate vor. Ob sich Resultate im erwarteten Ausmass ergeben, kann der Stadtrat des-
halb erst sagen, wenn diese Berichte Ende Jahr vorliegen werden. Sie fragen weiter, welche 
Einflussmöglichkeiten der Einwohnerrat in Bezug auf den Umfang der Abklärungen zum 
heutigen Zeitpunkt habe. Es ist richtig, dass der Einwohnerrat mit der Botschaft vom 26. Au-
gust 2013 die 470'000 Franken für die Abklärung der Aufträge gesprochen hat. Die Aufträge 
konnte er in diesem Sinne zum damaligen Zeitpunkt zur Kenntnis nehmen. Die einzelnen 
Pflichtenhefte sind für die Submission detailliert ausgearbeitet worden und bilden heute die 
Grundlage für die jeweiligen Auftragserledigungen. Der Einwohnerrat wird bei Vorliegen der 
Resultate Einblick erhalten, und zwar, wie vorhin erwähnt, zuerst im Rahmen des Begleit-
gremiums. Der Einwohnerrat wird die Gelegenheit haben, die verschiedenen Resultate zu 
würdigen, Anträge zu stellen und die entsprechenden Massnahmen zu beschliessen. Das Pro-
jekt Stabilo 2 ist dann für den Stadtrat ein Erfolg, wenn die Projektziele, welche ich unter der 
Frage 3 ausgeführt habe, erreicht werden. 
 
Frage 4: Der Stadtrat schliesst ein Zurückkommen auf bereits gefasste Beschlüsse nicht kate-
gorisch aus. Entscheidend ist allerdings stets der konkrete Einzelfall, also das konkrete Pro-
jekt. Dabei gilt es bspw. zu berücksichtigen, wer, also das Volk, der Einwohnerrat oder der 
Stadtrat, entschieden hat, ob mit einer Realisierung bereits begonnen worden ist oder ob 
Rechte Dritter betroffen sind etc. Da wird eine Abwägung gemacht. Dies gilt auch für die 
letzte Frage: Solche Überlegungen werden gemacht, wobei auch hier immer der konkrete Ein-
zelfall betrachtet und gewürdigt werden muss. 
 
Der Anfragesteller ist von dieser Antwort befriedigt.       
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 87 
 

74. Anfrage Michel Meyer: Zukunftsraum Aarau 
 

 
Am 10. November 2014 hat Einwohnerrat Michel Meyer eine schriftlich begründete Anfrage 
mit folgender Fragestellung eingereicht: 
 
1. Wie ist das weitere Vorgehen im Projekt Zukunftsraum Aarau? 

2. Wie wird sichergestellt, dass die umliegenden Gemeinden effektiv in das Projekt miteinbe-
zogen und ernst genommen werden? 
 

3. Wie will die für das Geschäft zuständige Stadtpräsidentin die schlechte Rückmeldung der 
Regionsgemeinden aufnehmen und die Kritik verbessern? 

 
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Heute Morgen ist eine Anfrage zum Zukunftsraum Aarau 
eingegangen. Der Stadtrat ist der Meinung, dass er diese Anfrage gleich beantworten möchte. 
Ich komme also gleich zu den einzelnen Fragen, möchte aber zuerst einige Gedanken voraus-
schicken: Der Stadtrat hat sich die intensivere Zusammenarbeit in der Region als Legislatur-
ziel 2014 – 2018 gesetzt und setzt sich dafür mit Überzeugung ein. Das Projekt Zukunftsraum 
ist für diese Zielsetzung ein zentrales Projekt. Dabei handelt es sich um einen subtilen, lang-
jährigen Prozess, welcher auf gegenseitigem Vertrauen beruht. Dieses Vertrauen aufzubauen, 
ist aus Sicht der Stadt Aarau gelungen. Es wird genutzt, um die Region zu stärken, egal, wo-
hin der Weg führen wird. Zum Einführungstext von Michel Meyer möchte ich auch noch ger-
ne zwei Präzisierungen machen: Die Durchführung des Informationsanlasses vom 17. Sep-
tember wurde, auf Vorschlag des Kompetenzzentrums für Public Management der Universität 
Bern, an der ersten Sitzung der Projektsteuerung im Juni beschlossen. Die Projektsteuerung 
umfasst alle beteiligten Gemeinden. Mit zwei oder drei Ausnahmen sind dort immer die Ge-
meindepräsidien vertreten. Zum Kreis der Teilnehmer/-innen an der Veranstaltung gehörten 
die Mitglieder der Gemeindeexekutiven, das Kader der Verwaltungen, die Fraktions- und Par-
teipräsident/-innen, Vertreter/-innen der Kommissionen und der Verbände sowie die Medien, 
die Kantonsvertreter/-innen und Vertreter/-innen des Gemeinderats Buchs. Eine Veranstal-
tung ausschliesslich für die Verwaltung war nie vorgesehen. Und nun zur zweiten Präzisie-
rung: Der Inhalt der Veranstaltung hat sich in vergleichbaren Projekten als methodisch guter 
Projekteinstieg erwiesen. Der Vorschlag einer gegenseitigen Analyse der Gemeinden wurde 
von niemandem thematisiert und ist somit auch nicht von Vertreter/-innen der Stadt verhin-
dert worden. Aus Sicht der Projektsteuerung war die Veranstaltung ein gelungener Einstieg in 
die Prüfungsphase. Die Resultate des Abends zeigen die Hoffnungen, Bedenken und Erwar-
tungen von den beteiligten Gemeinden auf. Die in den Gruppen hervorgehobenen Themen 
decken sich zudem mit den Kernthemen der Prüfungsphasen, nämlich "Demokratie und Iden-
tifikation", "Organisation und Finanzen" und "Regionalentwicklung." Und noch drittens: Die 
Projektsteuerung, in welcher wie gesagt alle Gemeinden vertreten sind, hat an der Sitzung 
vom 30. Oktober 2014 in Densbüren ein positives Fazit zur Veranstaltung gezogen. Dieses 
wurde in der Medienmitteilung vom 3. November 2014 "Zukunftsraum Aarau: Fazit der In-
formationsveranstaltung" kommuniziert. Die Medienmitteilung stammt von allen beteiligten 
Gemeinden und war gemeinsam verabschiedet worden. Ich komme nun zur Beantwortung der 
drei Einzelfragen: 
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Frage 1: Die Informationsveranstaltung für Gemeinde- und Kantonsvertreter/-innen hat die 
Prüfungsphase eröffnet. Diese dauert bis im Sommer 2015 an. In dieser Phase wird der aktu-
elle Zustand der Gemeinden erfasst. Anschliessend werden die zwei Optionen "Verstärkte 
Zusammenarbeit" und "Fusion" ausgearbeitet und verglichen. Die Bestandesaufnahme, die 
Ausarbeitung und die Prüfung der Optionen basieren auf ausgewiesenen und bewährten 
Werkzeugen. Die Ergebnisse werden in einem Schlussbericht zusammengefasst und dienen 
als Grundlagen für die Beratungen und Diskussionen in allen beteiligten Gemeinden. Diesem 
Vorgehen haben wiederum alle Gemeinden zugestimmt.  
 
Frage 2: Das Projekt Zukunftsraum Aarau ist ein partnerschaftliches und regionales Projekt. 
Die Trägerschaft sind die Gemeinden der Region Aarau. Die Grundsatzvereinbarung zum 
Projekt hält die partnerschaftliche Zusammenarbeit fest. Diese Grundhaltung zeigt sich auch 
in der Projektorganisation und in der Zusammenarbeit: Jede Gemeinde hat die gleiche Stel-
lung und die gleichen Einflussmöglichkeiten auf das Projekt. Deshalb sind alle Gemeinden 
effektiv in dieses Projekt miteinbezogen und werden ernst genommen. Der gegenseitige Res-
pekt, die Begegnung auf Augenhöhe, die partnerschaftliche Zusammenarbeit sind Anliegen, 
welche nicht nur mir, sondern allen Beteiligten besonders am Herzen liegen. Wir wissen, dass 
das eine ganz wichtige Grundlage ist. Die Voten während des Informationsanlasses haben 
gezeigt, dass diese Anliegen für alle Beteiligen von grosser Bedeutung sind. Ich als Vertrete-
rin der Stadt Aarau in der Projektsteuerung setze mich mit meinen Kollegen aus den anderen 
Gemeinden mit Überzeugung für diese Art der Zusammenarbeit ein. Bis jetzt ist uns dies gut 
gelungen. 
 
Frage 3: Die interkommunale Projektsteuerung strebt eine transparente und offene Kommu-
nikation über das Projekt an. Dazu gehört neben den Medienmitteilungen, der Homepage 
www.zukunftsraumaarau.ch, dem Facebookauftritt und Informationsveranstaltungen eine re-
gelmässige Information des Einwohnerrats bzw. der Gemeindeversammlungen. Auch das 
wurde an der letzten Sitzung so besprochen. Die Medienmitteilung ist zusammen herausgege-
ben worden. Nun informiert jede Gemeinde ihre Bevölkerung, wie sie das für richtig hält. Der 
Stadtrat hat die Unterlagen zum aktuellen Projektstand an der heutigen Sitzung zur Kenntnis 
genommen und beschlossen, Ihnen und allen Beteiligten diese Informationen zuzustellen, 
damit Sie immer auf dem laufenden Stand sind. Ich möchte aber noch sagen, dass die Kom-
munikation nicht nur einseitig verlaufen muss: Interessierte Einwohner/-innen und Vertreter/-
innen aus Politik und Verwaltung können jederzeit über die Facebookseite oder die dort auf-
geschaltete E-mail-Adresse bei der Projektsteuerung ihre Anliegen und Rückmeldungen ein-
bringen. Direkte Anfragen bei den Mitgliedern der Projektesteuerung oder formelle Anfragen 
im Einwohnerrat sind erwünscht. Über die angeregten Voten am Informationsanlass und die 
positiven Rückmeldungen zum Abend habe ich mich sehr gefreut. Negative Rückmeldungen 
sind offiziell keine eingegangen, können aber, wenn man Kritik oder Anregungen hat, jeder-
zeit eingebracht werden, denn der Meinungsaustausch ist für das Projekt und für jede Form 
der zukünftigen Zusammenarbeit unverzichtbar.  
 
Der Anfragesteller ist von dieser Antwort befriedigt.      
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Traktandum 4 
 

GV 2014 - 2017 / 59 
 

75. Stadtbibliothek; Anpassung Gebührenreglement betr. E-Medien-Abo 
 

 
Mit Botschaft vom 1. September 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem 
Geschäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge das revidierte "Reglement über die Benutzungsgebüh-

ren der Stadtbibliothek" genehmigen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 
23. September 2014 beraten und empfiehlt dem Einwohnerrat einstimmig, diesem Geschäft 
zuzustimmen. Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet. Nachdem keine Wortmeldungen 
vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden  
 
Beschluss 
 
Das revidierte "Reglement über die Benutzungsgebühren der Stadtbibliothek" wird geneh-
migt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 5 
 

GV 2014 - 2017 / 43 
 

76. Beschlussfassung über die Überweisung der Motion von Ulrich Fischer, 
Esther Belser Gisi, Ueli Hertig und Irene Bugmann Oelhafen: Einbür-
gerungen durch den Stadtrat; Antrag auf Überweisung 
 

 
Mit Datum vom 3. Juni 2014 haben die Einwohnerräte Ulrich Fischer, Esther Belser Gisi, 
Ueli Hertig und Irene Bugmann Oelhafen eine schriftlich begründete Motion eingereicht 
mit folgendem 
 
Begehren: Die Zuständigkeit für Einbürgerungen soll neu vom Einwohnerrat auf den 

Stadtrat übertragen werden. Hierzu seien in der Gemeindeordnung der Stadt 
Aarau die entsprechenden Grundlagen zu schaffen. 
 
Gemäss Paragraph 25 des Gesetzes über das Kantons- und Gemeindebürger-
recht (KBüG) können die Gemeinden in der Gemeindeordnung die Zuständig-
keit des Gemeinderates beziehungsweise Stadtrates für die Zusicherung des 
Gemeindebürgerrechts vorsehen. Diese Änderung unterliegt der obligatori-
schen Referendumsabstimmung. 

 
Mit Bericht vom 8. September 2014 stellt der Stadtrat folgenden  
 
Antrag: Die Motion "Einbürgerungen durch den Stadtrat" von Pro Aarau vom 3. Juni 

2014 sei zu überweisen, wobei die Umsetzung nicht sofort, sondern bei einer 
weiteren/nächsten Änderung der Gemeindeordnung erfolgt. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Bei diesem Geschäft liegt ein Abänderungsantrag von 
Pro Aarau mit folgendem Wortlaut vor: 
 
Die Motion "Einbürgerungen durch den Stadtrat" von Pro Aarau vom 3. Juni 2014 sei zu 
überweisen, wobei die Umsetzung bis spätestens am 31.12.2017 erfolgt. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir werden vor der Schlussabstimmung diesen Abände-
rungsantrag dem stadträtlichen Antrag gegenüberstellen.  
 
Ulrich Fischer, Vertreter der Motionäre: Ich halte gern dieses Votum, auch als aktuell 
dienstältestes Mitglied der Einbürgerungskommission. Beim Thema Einbürgerung geht es in 
das Herz des schweizerischen Demokratieverständnisses, und wir können folglich heute 
Abend eine spannende Diskussion erwarten. Ich freue mich, dass wir heute dieses Thema im 
Einwohnerrat gemeinsam diskutieren und vielleicht eine Änderung beschliessen werden. Die 
Frage, ob der Gemeinderat oder die Gemeindeversammlung über Einbürgerungen entscheiden 
soll, ist sehr präsent im Kanton und in den Medien. Nach den ersten Abstimmungen soll die 
Einbürgerungskompetenz in den Gemeinden Suhr, Unterentfelden, Unterkulm und Reinach 
dem Gemeinderat übertragen werden. In Seon blieb sie bei der Gemeindeversammlung mit 
der Begründung, sie hätten wenig Transparenz. Das ist ein Punkt, den wir uns hier auch an-
schauen müssen. Die geänderten rechtlichen Grundlagen durch die Totalrevision des Gesetzes 
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über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht sind im Bericht und Antrag des Stadtrates an 
den Einwohnerrat vom 8. September umfassend und verständlich dargestellt. Darauf muss ich 
also gar nicht eingehen. Ich würde lieber den Schwerpunkt darauf legen, die Verfahrenspraxis 
einmal vorzustellen mit den Auswirkungen auf die Entscheidungen im Einwohnerrat. Ich 
glaube, darum geht es ja eigentlich. Worum es heute nicht gehen darf, was aber natürlich ver-
führerisch wäre, wäre eine  Diskussion der Migrationspolitik der Schweiz. Häufig gibt es hier 
eine Vermischung: Unzufriedenheit über die Einwanderungspolitik äussert sich manchmal im 
Abstimmungsverhalten bei Einbürgerungen. Es ist noch nicht so lange her, da hatten wir 
Einwohnerräte, welche in der Einbürgerungskommission für die Einbürgerung gestimmt ha-
ben, an der Einwohnerratssitzung dann aber dagegen, was ja zumindest superkomisch ist. 
Wenn es Einwanderung gibt, ist aber Integration zwingend. Die Teilnahme am politischen 
Leben entspricht unseren Verfassungsgrundsätzen und Steuerbürgerinnen sollen Wahlbürge-
rinnen werden. Was ist neu am Verfahren und wie arbeitet die Kommission? Aufhänger für 
unsere Motion war ja eigentlich nur, dass der Einwohnerrat keine Einsicht mehr in die kom-
pletten Unterlagen hat, aber eigentlich hat sich mehr verändert. Ich möchte jetzt hier mehr auf 
die Praxis fokussieren: Sie wissen, was das Publikationsverfahren ist. Bisher konnten die 
Stimmbürger der Gemeinde anlässlich der Abstimmung bei der Gemeindeversammlung ihre 
Zweifel an Einbürgerungswilligen äussern. Wenn man Zweifel hatte, konnte man nur mit 
Nein stimmen. So sind Einbürgerungen blockiert oder abgelehnt worden. Das ist eine unan-
genehme Situation, vor allem auch für die Einbürgerungswilligen. Neu ist es so, dass nicht 
nur die Stimmbürgerinnen aufgerufen sind, sondern alle Personen, nicht nur der Wohnge-
meinde. Sie sollen sich im Laufe des Abklärungsverfahrens melden. Dann kann es auch eine 
Abklärung geben von Zweifeln, Vorwürfen oder Unklarheiten. Das finde ich sehr viel besser. 
Von diesen Eingaben im Publikationsverfahren wurde in diesem Jahr erst einmal Gebrauch 
gemacht, und zwar in positivem Sinne. Die Erklärung zu den Verfassungswerten ist neu. Das 
finde ich etwas sehr Wichtiges. Das gab es bis jetzt noch nicht. Rückwirkend kann die Ein-
bürgerung ungültig gemacht werden, wenn sich herausstellt, dass die Grundsätze nicht einge-
halten worden sind. Das ist sehr praxisrelevant. Wenn also z. B. Familienväter ihre Töchter 
hindern, eine Beziehung zu einem Mann einzugehen, welcher nicht der Religionsgemein-
schaft des Vaters angehört, dann ist das eigentlich ein Verstoss gegen die Verfassungsgrund-
sätze. Da gibt es keine Erfahrung über die Rechtswirksamkeit dieses neuen Aspektes. Neu ist 
auch, dass eine stärkere Formalisierung und Halbstandardisierung stattgefunden hat: Es gibt 
einen Sprachtest, bei welchem kein Training möglich ist. Die  Kommission hat zweimal er-
lebt, dass jemand im Sprachtest zwar gut war, sie ihn aber gleichwohl nicht zur Einbürgerung 
empfohlen hat, denn die Sprachbeherrschung war als unzureichend eingestuft worden. Das 
Einbürgerungsgespräch scheint uns wichtiger zu sein. Ähnlich scheint es uns beim staatsbür-
gerlichen Test zu sein: Dieser kann bereits vor dem Einbürgerungsgespräch und dem eigentli-
chen Test selbstständig mehrfach vom Gesuchsteller ausgefüllt werden wie bei der Theo-
rieprüfung zum Fahrausweis. Die Fragen kommen immer wieder neu gemischt. Der Gesuch-
steller erhält ein Feedback über seinen Kenntnisstand. Aus meiner Sicht ist das persönliche 
Gespräch des Gesuchstellers mit der Kommission relevanter. Weiterhin liefert der Kanton 
eine Fülle von halbstandardisierten Protokollvorlagen. In der Kategorie "Soziale Integration 
und Alltagsorientierung" geht es um die Lebensbereiche Wohnen, Arbeit, Schule, Bildung, 
Steuern und Abgaben, Gesundheitswesen, AHV und Pensionskasse, Sozialhilfe und IV, Not-
fall und Unfall, öffentlicher Verkehr, Kontakte. Ich glaube, das hat Einwohnerrat Simon Bur-
ger etwas gestört, weil er es so trivial fand. Diese Vorgaben waren v.a. als Hilfe für kleine 
Gemeinden gedacht, welche Mühe haben, einen solchen Fragenkatalog zu kreieren. Ich finde 
aber, dass wir ihn nicht gebraucht hätten. Im neuen Verfahren ist damit der Schwerpunkt 
mehr zur Alltagsintegration verschoben. So wie wir das noch vor einem Jahr gemacht haben, 
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lag der Schwerpunkt mehr auf der Wissensabfrage über politische Strukturen. Man ging da-
von aus, dass man mit dem Erwerb des Bürgerrechts v.a. die politischen Rechte erwirbt. Diese 
können ja nur ausgeübt werden, wenn sie einem bekannt sind. Das hat sich etwas verändert. 
Neu wird der Verwaltungscharakter betont, indem man darauf hinweist, dass eine beweis-
rechtliche Sicherung möglich sein muss. Das geht soweit, dass Tonaufnahmen des Einbürge-
rungsgespräches unter bestimmten Umständen empfohlen werden, z. B., um zu zeigen, dass 
sprachliche Fähigkeiten nicht ausreichen. Ich finde das nicht so praxisrelevant, weil ein Ein-
bürgerungsprozess ein Integrations- und eigentlich kein Konfrontationsprozess ist. Wie geht 
es weiter, falls die Kriterien für eine Einbürgerung nicht erfüllt werden? Es gibt ja immer so 
Fantasien, dass man im Einwohnerrat auch einmal Gesuche sehen müsse, welche man ableh-
nen könne. Aber das passiert ja nicht. In der Kommission werden die Gesuche geprüft und 
man empfiehlt einen Rückzug des Einbürgerungsgesuches. Wenn diese Gesuche sonst mit der 
Empfehlung auf Ablehnung weitergegeben würden, kommen sie ja nicht durch, es wird aber 
trotzdem die volle Gebühr fällig. Die Kommission macht sich auch oft die Mühe, wenn es 
nicht klar ist, die Gesuchsteller ein zweites Mal einzuladen. In diesem Jahr war das bei vier 
Gesuchstellenden der Fall. Bei zweien gab es ein Zweitgespräch am selben Tag, bei zwei an-
deren an einem neuen Termin. Wir bemühen uns eigentlich, eine klare Empfehlung abzuge-
ben. Ich weise noch darauf hin, dass natürlich der Einwohnerrat an der Einbürgerung durch 
die Einbürgerungskommission beteiligt ist. Darin sind ja die grossen Fraktionen SP, SVP und 
FDP vertreten, wie auch die Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – GLP. Für mich stellt sich die 
Frage, ob die Kommissionsmitglieder eigentlich ihren Fraktionen berichten. Das Kommissi-
onsgeheimnis bezieht sich auf schützenswerte Daten z. B. der Gesuchsteller und nicht auf 
eine Rückmeldung über die Zusammenarbeit oder Arbeit der Kommission insgesamt. Unab-
hängig, wie wir entscheiden, finde ich, dass es einen Jahresbericht des Stadtrates oder der 
Einbürgerungskommission über die Anzahl der Einbürgerungen bzw. der Rückweisungen 
bräuchte. Ich glaube, das wäre wichtig. Und für diejenigen, welche gegen die Motion sind: 
Was passiert, wenn heute eine Mehrheit für die Motion ist? Glauben Sie, dass die Schweiz 
untergehen wird? Ich glaube nicht. Ich bitte Sie, der Motion zuzustimmen und unseren Abän-
derungsantrag zu unterstützen. 
 
Simon Burger: Ich nehme den Ball gerne auf und repliziere: Der Antrag von Pro Aarau sieht 
eine Verschiebung der Zuständigkeit für Einbürgerungen vom Einwohnerrat auf den Stadtrat 
vor. Dabei stützt man sich auf das Kant. Gesetz über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht, 
welches seit dem 1. Januar 2014 in Kraft ist. Neu ist das Verfahren so, dass die Exekutive die 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung prüft. Dazu kann eine Kommission eingesetzt wer-
den. Davon haben wir in Aarau Gebrauch gemacht. Es wird ein Bericht zuhanden der Legisla-
tive, bei uns also dem Einwohnerrat, erstellt. Der Einwohnerrat fällt einen abschliessenden 
Entscheid. Neu sieht das Gesetz in § 25 vor, dass eine Verschiebung des abschliessenden Ent-
scheides zur Exekutive vorgenommen werden kann. Lassen Sie mich etwas zurückgehen und 
historisch ausholen: Zwischen 1848 und 2003 sah man die Einbürgerungen als politischen 
Akt an. Es gab keinen Rechtsanspruch, brauchte keine Begründung und es gab auch keine 
Rechtsmittel dagegen. Im Jahr 2003 sagte das Bundesgericht, dass die Einbürgerungen be-
gründet werden müssen. So entstand ein Problem an den Gemeindeversammlungen, weil man 
ja dort nur mit Ja oder Nein entscheidet und keine Begründung abgibt. Das führte zu intensi-
ven Diskussionen im Bundesparlament. Zwischen 2003  und 2007 wurde das Schweizer Bür-
gerrechtsgesetz überarbeitet. Es wurde intensiv diskutiert, ob daran festgehalten werden solle, 
dass über Einbürgerungen an Gemeindeversammlungen abgestimmt wird. Schlussendlich 
wurde daran festgehalten. Man sagte aber, dass die Ablehnung einer Einbürgerung begründet 
werden müsse. 2012 oder 2013 wurde dann auch das Kant. Gesetz über das Kantons- und 
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Gemeindebürgerrecht revidiert. Der Regierungsrat schlug dem Kanton Aargau vor, dass der 
Entscheid über die Einbürgerung durch die Exekutive passieren solle. Diese Idee fand im 
Grossen Rat keinen Anklang. Man suchte eine Kompromisslösung. Grundsätzlich soll die 
Gemeindeversammlung entscheiden, aber es gibt die Möglichkeit der Delegation an die Exe-
kutive. Beide Varianten sind also denkbar, nämlich Einbürgerung durch den Stadtrat oder 
Einbürgerung durch den Einwohnerrat. Was spricht für eine Einbürgerung durch den Stadtrat? 
In der Begründung von Pro Aarau ist angeführt worden, dass der Einwohnerrat neu nicht 
mehr umfassende Akteneinsicht habe, weshalb dieses System keinen Sinn mehr mache. Der 
Einwohnerrat erhalte nicht mehr die zum Entscheid notwendigen Informationen. Da ist aller-
dings zu sagen, dass das Bürgerrechtsgesetz das so nicht vorsieht. Der Stadtrat und die Ein-
bürgerungskommission prüfen die Kandidatur. Nachher müssten sie einen umfassenden Be-
richt erstellen. Das ist ja eben das, was ich das vorletzte Mal moniert habe. Gestützt auf die-
sen Bericht kann sich der Einwohnerrat ein Bild machen und entscheiden. Dieses Argument 
zieht also meiner Meinung nach nicht. Ein weiteres Argument, welches man manchmal hört, 
ist die Meinung, dass Einbürgerungen an Gemeindeversammlungen willkürlich seien. Dazu 
muss ich aber sagen, wenn wir hier im Einwohnerrat willkürlich arbeiten, dann müssen wir 
uns selber auflösen. Ich bin der Meinung, dass wir seriös arbeiten und uns Mühe geben. Ein 
weiteres Argument für Einbürgerungen durch den Stadtrat könnte die Aussage sein, dass es 
einfacher würde. Nachher wäre es ein 7er Gremium, welches entscheidet, und nicht mehr ein 
50er Gremium. Auf der anderen Seite sehe ich hier keine signifikante Vereinfachung, also 
wenig Effizienzgewinn, denn auch bei einer Ansiedelung des Entscheides beim Stadtrat muss 
ein Bericht angefertigt werden, da der Entscheid dokumentiert werden muss. Es wird auch so 
sein, dass ein Stadtrat das Geschäft vorbereiten muss. Er muss dann zwangsläufig zuhanden 
der anderen Stadträte irgendetwas Schriftliches verfassen. Das heisst also, dass hier kein gros-
ser Effizienzgewinn vorhanden ist. Was spricht auf der anderen Seite für eine Einbürgerung 
durch den Einwohnerrat? Für die SVP spricht einerseits eine grundsätzliche Überlegung da-
für: Das Bürgerrecht ist ein hochwertiges Gut. Wenn man das Bürgerrecht erhält, bekommt 
man das Recht, abzustimmen und am politischen Leben teilzunehmen. Man erhält ein unbe-
dingtes Anwesenheitsrecht in der Schweiz, kann also nicht mehr aus der Schweiz ausgewie-
sen werden, und erhält konsularischen Schutz im Ausland. Im Prinzip bedeutet der Einbürge-
rungsakt die Aufnahme eines Ausländers in die Gemeinschaft der Schweizerinnern und 
Schweizer. Die Staatspolitische Kommission des Bundes, welche 2007 die Frage diskutiert 
hat, ob es weiterhin möglich sein soll, dass an der Gemeindeversammlung oder im Einwoh-
nerrat über Einbürgerungen entschieden werden könne, hielt damals fest, dass die Gemeinden 
das Fundament unseres Bundesstaates seien. Die Gemeindeversammlungen seien das oberste 
Organ und sollten entscheiden dürfen. Das Bürgerrecht sei ein hochwertiges Gut, und der 
Entscheid über das Bürgerrecht solle beim höchsten Organ der Gemeinde liegen können. Das 
wäre eben bei uns im Einwohnerrat. Es gibt ein weiteres Kriterium, welches dafür spricht, das 
System so zu belassen, wie es ist: Bei Einbürgerungen durch die Gemeindeversammlung bzw. 
den Einwohnerrat wird dem Kandidaten der Rücken gestärkt. Die Einbürgerung ist meiner 
Meinung nach nicht nur ein Verwaltungsakt wie ein Baugesuch oder eine Parkbewilligung. 
Einbürgerungen sollen durch das oberste Organ der Gemeinde erfolgen. Das verschafft dem 
neu Eingebürgerten auch die höchstmögliche Legitimation. Ein dritter Punkt sind rechtsstaat-
liche Überlegungen: Jedes staatliche Organ muss beaufsichtigt werden. Sie kennen vielleicht 
den Begriff von "Checks and Balances": Die einzelnen Organe in einem Staat sollen sich ge-
genseitig kontrollieren. Bei Einbürgerungen durch den Stadtrat ist diese Kontrolle nur unge-
nügend vorhanden. Wenn jemand ungerechtfertigt abgelehnt wird, ist klar, dass der Gesuch-
steller rekurrieren wird. Er wird vor Gericht gehen. Da gibt es also eine Kontrolle. Wenn aber 
jemand ungerechtfertigt eingebürgert wird, weil man zu nachlässig war, dann wird natürlich 
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niemand rekurrieren. Da gibt es keinerlei Kontrolle. Beim heutigen System übernimmt der 
Einwohnerrat die Kontrollaufgabe über die Arbeit des Stadtrates. Jetzt werden Sie als Gegen-
argument natürlich sagen, dass wir weiterhin die Einbürgerungskommission einsetzen kön-
nen, welche diese Voraussetzungen ebenfalls prüft. Da ist allerdings zu sagen, dass der Ent-
scheid der Einbürgerungskommission nicht bindend für den Stadtrat, welcher anschliessend 
entscheidet, ist. Die Einbürgerungskommission hätte nur beratenden Charakter. Es ist für 
mich zudem auch fraglich, ob mit dem System der Delegation des Entscheids an die Exekuti-
ve eine Einbürgerungskommission überhaupt noch möglich ist. Ich verweise hier auf § 25, in 
welchem eigentlich vorgesehen ist, dass keine weiteren Delegationen mehr stattfinden kön-
nen. Als weiteren Punkt wird man als Gegenargument anführen, dass ja dem Einwohnerrat 
die Oberaufsicht über den Stadtrat obliege. Einbürgerungen sind aber datenschutzrechtlich 
heikel. Der Einwohnerrat wird keine umfassende Einsicht mehr erhalten. Die Einbürgerungs-
kommission ist meiner Meinung nach an das Kommissionsgeheimnis gebunden, v.a. bezüg-
lich der heiklen Fragen. Somit ist die Oberaufsicht eigentlich faktisch verunmöglicht. Aus 
meiner Sicht überwiegen also zusammenfassend die Vorteile des heutigen Systems. Erstens 
sind es grundsätzliche Überlegungen: Eine Einbürgerung ist ein hochwertiges Gut und soll 
deshalb vom höchsten Gremium in einer Gemeinde verliehen werden. Zweitens stärkt eine 
Einbürgerung durch den Einwohnerrat den Rücken des Gesuchstellers, die Legitimation ist 
schlichtweg höher. Drittens sind es rechtsstaatliche Überlegungen: Der Einwohnerrat soll die 
Arbeit des Stadtrates und der Einbürgerungskommission auch kontrollieren können. Aber, 
und das habe ich das vorletzte Mal bereits gesagt, bei einer Beibehaltung des heutigen Sys-
tems müssen die Berichte so ausgestaltet sein, dass der Einwohnerrat effektiv eine Entschei-
dungsgrundlage erhält, sonst wird es wirklich zu einem Witz. Aus diesen Gründen beantragt 
Ihnen die SVP-Fraktion die Abweisung der Motion. 
 
Barbara Urech: Die Ausgangslage ist klar und ich möchte keine langen Worte über das neue 
Kantons- und Gemeindebürgerrechtsgesetz verlieren. Das gültige kantonale Gesetz sagt, 
wenn die Einbürgerungsvoraussetzungen gemäss diesem Gesetz erfüllt sind, sichert die Ge-
meindeversammlung beziehungsweise der Einwohnerrat das Gemeindebürgerrecht zu. In der 
Kantonsverfassung steht klar, dass die Gemeinden im Namen von Verfassung und Gesetz 
befugt sind, sich selbst zu organisieren. Der Gesetzgeber gewährt den Gemeinden einen mög-
lichst grossen Handlungsspielraum. Den heutigen Antrag, die Einbürgerungen durch den 
Stadtrat in der Gemeindeordnung zu verankern, lehnen wir von der FDP-Fraktion geschlossen 
ab. Die Schweiz ist eine klare, direkte Demokratie. Stolz können wir sein auf diese Regie-
rungsform. Wenn man unseren Staat mit der Gewaltentrennung anschaut, sind die Aufgaben 
eigentlich klar verteilt. Unsere Meinung ist eindeutig, dass die Einbürgerungskommission die 
Anträge zu Handen des Stadtrates prüft und dieser dem Einwohnerrat Antrag stellt. Wir 
möchten weiterhin wie bis jetzt ein politisches und demokratisches Bürgerrecht verleihen. 
Auf keinen Fall darf es ein Verwaltungsakt werden. Der Fall der Gemeinde Erlinsbach vom 
Juni 2014 zeigt, dass es eben doch kein reiner Verwaltungsakt ist und sein darf. Bei diesem 
Fall wurde das Gesuch vier Mal von der Gemeindeversammlung abgelehnt. Zwar haben alle 
Verwaltungsinstanzen der Gesuchstellerin Recht gegeben, die Bevölkerung von Erlinsbach 
aber nicht. Die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Gemeinde empfinden diese Person als 
fordernd und hatten klare Fakten, weshalb sie dieses Gesuch ablehnten. Man sieht aus diesem 
Beispiel klar und deutlich, dass dieses Geschäft bei der Volksvertretung, also auf der Stufe 
Legislative, bleiben muss. Die Einbürgerung muss ein politischer Akt bleiben und darf keine 
administrative Verfügung werden. Es soll weiterhin kein automatischer Rechtsanspruch auf 
das Schweizer Bürgerrecht geben. Der momentane Zustand ist aber klar und deutlich sehr 
unbefriedigend und grenzt an eine Gesetzeswidrigkeit. Mit den heutigen Angaben kann der 
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Einwohnerrat nichts anfangen. Er kann sich über die Integration dieser Person kein Bild ma-
chen. Es muss zwingend ein nachvollziehbarer und ausführlicher Bericht des Stadtrates auf-
liegen. In § 22 Abs. 1-5 des Gesetzes steht klar, welche Kriterien in einem solchen Bericht 
enthalten sein und vor allem erfüllt werden müssen. Zusätzlich ist auch erwähnt, dass die Ein-
sicht in einen solchen Bericht den Stimmberechtigten einer Gemeindeversammlung bzw. uns 
im Einwohnerrat vor der Sitzung als Aktenauflage gewährleistet werden muss. Zusammenfas-
send wird die FDP-Fraktion diese Motion nicht überweisen. Wir verlangen zusätzlich einen 
ausführlichen Bericht pro Gesuchsteller in der Aktenauflage. Diese Änderung zum Thema 
Einbürgerung durch den Stadtrat in der Gemeindeordnung obliegt dem obligatorischen Refe-
rendum. Das hat zur Folge, dass es zu einer Volksabstimmung kommt. Die FDP kann heute 
schon sagen, dass sie dieses vom Stadtrat vorgeschlagene "Ja" bekämpfen wird. 
 
Barbara Schönberg: Die CVP begrüsst und unterstützt den Antrag des Stadtrates, die Moti-
on "Einbürgerungen durch den Stadtrat" von Pro Aarau zu überweisen. Dass selbst für das 
Bundesgericht Einbürgerungen einem Verwaltungsakt entsprechen, ist Ausdruck der Versach-
lichung dieses Geschäftes. Mit der Überweisung stützen wir diese Versachlichung. Die Be-
dingungen, welche für eine Einbürgerung erfüllt sein müssen, sind streng und überprüfbar. 
Sie weisen neu alle in die gewünschte Richtung der Versachlichung, und zwar bei aller Emo-
tionalität, welche dieser Akt für beide Seiten aufweist oder zumindest aufweisen kann. Wir 
gehen noch einen Schritt weiter: Wir können uns auch mit dem Abänderungsantrag, also dem 
Inkrafttreten bis zum 31.12.2017, anfreunden. 
 
Daniel Siegenthaler: Ich möchte auf drei Punkte eingehen. Zuerst zum Prozess, also dem 
Verfahren: Da muss ich nicht mehr so viel sagen, da Ulrich Fischer schon darüber referiert 
hat. Ich möchte einfach noch einmal betonen, dass die Unterlagen, welche wir sehen und das 
Gespräch, welches wir führen, sehr wichtig sind. Das Gespräch ist von mir aus gesehen das 
zentrale Element. Es kann die Tests und Unterlagen noch einmal infrage stellen. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass ohne diese Informationen ein echter Entscheid gefällt werden kann. 
Zum zweiten Punkt: Die Einbürgerungskommission ringt um den Entscheid. Das hat Ulrich 
Fischer auch schon angetönt. Wir empfehlen Gesuchstellerinnen und -stellern immer wieder, 
das Gesuch zurückzuziehen, weil sie die Kriterien nicht erfüllen. Aus rechtlichen Gründen, 
und das wurde schon einmal gesagt und diskutiert, sind die Informationen, welche weiterge-
geben werden können, beschränkt. Das wird immer so bleiben. Der Einwohnerrat wird nie 
dieselben Informationen haben wie die Einbürgerungskommission. Deshalb ist es konsequent, 
wenn man den Entscheid an den Stadtrat delegiert. Mit dieser Delegation verliert der Einwoh-
nerrat Kompetenzen. Ich verstehe, dass man damit Mühe haben kann. Auf der anderen Seite 
kann immerhin berücksichtigt werden, dass in der Einbürgerungskommission eigentlich das 
politische Spektrum abgedeckt ist. Das ist auch im Stadtrat so. Ich könnte mir vorstellen, dass 
bei einer Änderung des Verfahrens die Einbürgerungskommission nur noch aus Mitgliedern 
des Einwohnerrates bestehen würde. Ich bin überzeugt, dass es eine Vereinfachung des Ver-
fahrens darstellt. In den letzten Jahren haben wir immer mehr als ein Dutzend Einbürgerungs-
gesuche gehabt. Das wird eher zunehmen. Bis zu einer allfälligen Änderung werden wir 
wahrscheinlich an jeder unserer Sitzungen an die heutige Diskussion zurückdenken, bevor wir 
uns den anderen Geschäften zuwenden können. Die SP-Fraktion spricht sich geschlossen für 
die Änderung des Verfahrens aus. Sie möchte es eigentlich schneller, findet den Vorschlag 
aber einen guten Kompromiss, weshalb wir den Abänderungsantrag unterstützen. 
 
Alexander Umbricht: "Die schleichende Bürokratisierung stoppen; den Staat verpflichten, 
die Prozesse zu straffen; die KMU vor der Regulierungsflut schützen; unnötige bürokratische 
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Fesseln entfernen; einen Wettbewerb für weniger Bürokratie anstossen." Ich habe gerade die 
Ehre gehabt, die FDP zu zitieren bzw. die Zielsetzungen, welche die FDP mit ihrer Bürokra-
tie-Stopp-Initiative formuliert hat. Jetzt aber Punkt für Punkt. Punkt 1, "Die schleichende Bü-
rokratisierung stoppen": Mit dem Anliegen dieser Motion wird nicht die Bürokratisierung des 
Einbürgerungsprozesses gestoppt. Nein, noch besser, es wird ein ganzer Schritt im Prozess 
gespart. Ein Schritt notabene, welcher mangels Transparenz sowieso nur pro forma stattfindet. 
Aber ganz ehrlich, ich möchte nicht wissen, wie viele Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte 
sich wirklich ernsthaft mit den einzelnen Einbürgerungen auseinandergesetzt haben. Somit  
Punkt eins: Check - Bürokratisierung ist für dieses Thema gestoppt. Punkt 2, "Den Staat ver-
pflichten, die Prozesse zu straffen": Es wird ein ganzer Schritt gespart. Somit Punkt zwei: 
Check - Prozess ist gestrafft. Punkt 3, "Die KMU vor der Regulierungsflut schützen": Okay, 
die Motion entlastet kein einziges KMU. Somit Punkt drei: nicht erfüllt. Punkt 4, "Unnötige 
bürokratische Fesseln entfernen": Hm, unnötige bürokratische Fesseln entfernen. Ich weiss 
jetzt zwar nicht genau, was das heisst, aber es tönt unglaublich gut. Ich bin fast etwas erstaunt, 
dass die Initiative nicht zu Stande gekommen ist. Jedenfalls ist es unnötig, dass der Einwoh-
nerrat die Einbürgerungen absegnet. Gewonnen ist mit dem aktuellen Verfahren nichts, weil 
die Einbürgerungskommission zum einen politisch breit abgestützt ist und zum anderen sehr 
seriös arbeitet. Die Annahme, dass der Einwohnerrat mit viel weniger Entscheidungsgrundla-
gen besser einbürgern kann als die Kommission, scheint mir, um es nett zu sagen, sehr selbst-
bewusst zu sein. Somit Punkt vier: Check - unnötiger Bürokratismus ist entfernt. Punkt 5, 
"Einen Wettbewerb für weniger Bürokratie anstossen": Es gibt zwar, soweit ich weiss, keinen 
solchen Wettbewerb in Aarau. Aber die Motion von Pro Aarau ist eine von wenigen, wenn 
vielleicht nicht sogar die einzige Motion in den letzten Jahren, welche tatsächlich nicht nur 
keinen neuen Prozess auslöst, sondern einen Prozess strafft. Daher verleihe ich gerne der Mo-
tion den ersten Preis. Somit Punkt fünf: Check. Das Fazit: 4 zu 1 gemäss Kriterien der FDP 
für weniger Bürokratie. Ein wichtiges, politisches Instrument geht auch nicht verloren, da das 
Recht von einigen in diesem Raum sowieso eher nur pro forma wahrgenommen worden ist 
und weil es sich, was viel wichtiger ist, gemäss Bundesgericht sowieso bei der Einbürgerung 
um einen Verwaltungsakt handelt. Bitte überweisen Sie die Motion. 
 
Christian Schäli: Ich glaube, ich kann mich den meisten Voten anschliessen. Mit der heute 
zu entscheidenden Vorlage erhält die Stadt Aarau eine einfachere Regelung bei Einbürgerun-
gen. Die Gründe, der Vorlage zuzustimmen, möchte ich Ihnen noch einmal ans Herz legen: 
Wie in der Botschaft des Stadtrates erwähnt, ist die Neureglung eine wesentliche Vereinfa-
chung und Verkürzung des Einbürgerungsverfahrens. Das hat Alexander Umbricht eben aus-
geführt. Gleichzeitig werden auch die Einwohnerratssitzungen um das berühmt-berüchtigte 
"Einbürgerungsturnen" verkürzt. Einbürgerungen durch die Exekutive ist keine Untergrabung 
der Demokratie oder der politischen Rechte des Einwohnerrates, da auch der Stadtrat ein de-
mokratisch gewähltes Gremium ist und aufgrund festgelegter Einbürgerungsrichtlinien ent-
scheiden muss. Die Richtlinien im Kant. Bürgerrechtsgesetz verhindern willkürliche Ent-
scheidungen durch den Stadtrat. Das Prinzip der Demokratie wird zudem noch einmal gefes-
tigt, indem alle Fraktionen Einsitz haben in dieser Kommission. Ich bin überzeugt, dass der 
Stadtrat von dieser Kommission nach Treu und Glauben beraten wird. Die Gesetzesänderung 
liegt in vielen anderen Schweizer Gemeinden und Städten klar im Trend. Negative Meldun-
gen habe ich keine recherchieren können, ich fand keine. Ich bin überzeugt, dass das neue 
Verfahren für Aarau ebenfalls eine Verbesserung ist. Die Grünen stimmen der Überweisung 
der Motion "Einbürgerungen durch den Stadtrat" bei der nächsten Änderung der Gemeinde-
ordnung zu. Wenn wir das beschleunigen können, sind wir auch dafür. 
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Therese Dietiker: Seit ich im Einwohnerrat bin, und das sind jetzt doch schon einige Jahre, 
ist die Lust zum Einbürgern eher gestiegen: In der vorletzten Legislatur war es noch üblich, 
dass vor allem aus einer Fraktion sehr viele Nein-Stimmen kamen, was heute nicht mehr der 
Fall ist. Was ich bei den vielen Einbürgerungen auch erfahren habe: Es gab höchst selten eine 
Diskussion oder ein anderes Abstimmungsresultat, als vom Stadtrat vorgeschlagen. Dies ist 
für mich ein Indiz, dass die Einbürgerungskommission gute Arbeit leistet und nur die Gesu-
che für den Roten Pass weiterreicht, welche sie verantworten kann und welche Sinn machen. 
Einige werden zurückgestellt und an Bedingungen geknüpft, andere abgelehnt. Das konnten 
Sie ja auch in der letzten Aktenauflage sehen. Das neue Recht gibt klare Regeln für die Ein-
bürgerungen vor. Damit wird es gerechter und transparenter, was wir gut und richtig finden. 
Integration wird gefordert, und alle Gemeinden stellen den Gesuchstellenden die gleichen 
Fragen zu unserer Kultur und zu unserem Rechtsstaat. Seit dem neuen Recht werden die Ein-
bürgerungsgesuche am Anfang des Prozesses veröffentlicht, damit Nachbarn, Arbeitskollegen 
usw. ganz am Anfang der Einbürgerung ihre Beteiligung oder Vorbehalte anbringen können, 
die in die Entscheidungen einfliessen. Mit diesen deutlichen und genauen Bedingungen wird 
die Aufnahme ins Bürgerrecht von einem politischen Akt zu einem Verwaltungsakt, weil nun 
klar ist, welche Personen dazu infrage kommen, und welche eben nicht. Darüber muss nicht 
mehr abgestimmt werden. Als EVP/EW stellen wir uns deshalb hinter die Motion "Einbürge-
rung durch den Stadtrat". Wir gehen davon aus, dass klare Richtlinien und die Mitsprache vor 
dem Einbürgerungsprozess bedeutungsvoller und wertvoller für die Einbürgerung sind, als 
das Studieren der Einbürgerungsdossiers am Ende des Einbürgerungsaktes, wenn die Einbür-
gerungskommission und der Stadtrat schon darüber beraten haben. Die allgemeine Mitsprache 
bei Einbürgerungen ist eigentlich auch wieder eine Verlängerung dieses Prozesses. Es ist 
nicht nur eine Vereinfachung, da sich jedermann daran beteiligen und seine Meinung dazu 
abgeben kann. Eigentlich ist diese Mitsprache auch in einem demokratischen Akt entstanden. 
Darüber wurde im Grossen Rat abgestimmt. Wir werden uns an die Inserate mit den Namen 
der Gesuchsteller gewöhnen. Das ist für uns jetzt noch ganz neu. Wir werden auch lernen, 
damit zu arbeiten. Ich gehe davon aus, dass es Einsprachen geben wird, denn die Aarauer ha-
ben ein Händchen dafür, was die vielen Baueinsprachen beweisen. Wir trauen dem Stadtrat 
das letzte Wort nach den Empfehlungen der Einbürgerungskommission zu. Wenn dieser zu-
sammen mit der Kommission seine Arbeit gut macht und allfällige Einsprachen ernst nimmt, 
kann es eigentlich nur gut kommen. Aus diesen Gründen sagen wir Ja zur Änderung. Wir 
denken, dass es auch Sinn macht, diese Änderung mit allfälligen weiteren Themen noch in 
dieser Legislatur zur Abstimmung zu bringen. Deshalb unterstützen wir den Abänderungsan-
trag. 
 
Regina Jäggi, Stadträtin: Ich nehme zuerst zum Abänderungsantrag aus der Sicht des Stadt-
rates Stellung. Der Stadtrat würde Ihrem Begehren stattgeben und würde, sollte die Motion 
überwiesen werden, innerhalb dieser Legislatur darüber abstimmen lassen. Ein Grund waren 
die Kosten, weshalb der Stadtrat der Meinung war, man könnte bis zur nächsten Anpassung 
der Gemeindeordnung mit dieser Änderung warten. Eine solche Abstimmung ist immer mit 
Kosten verbunden. Diese machen ungefähr 3'300 bis 3'600 Franken aus. Das möchte ich ein-
fach noch anfügen. Ich möchte mich für die befürwortenden Voten von vorhin ganz herzlich 
bedanken. Dort muss ich nicht mehr speziell viel sagen. Ich möchte einfach noch einmal er-
wähnen, dass die Einbürgerungskommission die Sache wirklich sehr ernst nimmt. Es gibt 
auch hier immer wieder kontroverse Diskussionen. Es wird nicht einfach Ja zu allem gesagt, 
ganz im Gegenteil. Man muss ganz klar sehen, dass wir pro Person ungefähr mit einer Drei-
viertelstunde für die Befragung rechnen. Es ist also nicht so, dass wir einfach nur zwei oder 
drei Fragen stellen. Wir hinterfragen wirklich und haken nach. Es wurde gesagt, der Einwoh-
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nerrat müsse eine Kontrollfunktion haben. Ja, aber der Einwohnerrat hat niemals die vielen 
Unterlagen, welche die Einbürgerungskommission und anschliessend der Stadtrat haben. Es 
ist von daher gar nicht möglich, einen solchen Einblick zu erlangen. Wir machen nebstdem 
auch extrem viele Abklärungen. Wir machen nicht nur das, was vorgeschrieben ist. So prüfen 
wir genauestens nach und stellen auch beim Kanton immer wieder Fragen. Gerade jetzt, mit 
der neuen Gesetzgebung, sind gewisse Sachen noch nicht ganz sicher. Da erkundigen wir uns 
auch immer wieder zur Sicherheit, damit wir gar nichts unterlassen. Es wurde zwar schon 
gesagt, aber ich möchte es auch noch einmal betonen, dass man das doch nicht als reinen 
Verwaltungsakt bezeichnen kann, denn die Kommission besteht ja aus Einwohnerrätinnen 
und Einwohnerräten. Diese können ihren Fraktionen bestens Auskunft erteilen. Gleichzeitig 
bin ich dort Präsidentin und man kann auch mich fragen, sofern ich die Fragen beantworten 
darf. Sie wissen ja alle, dass mit dem neuen Datenschutzgesetz gewisse Sachen einfach gar 
nicht mehr weitergegeben werden dürfen. Ich denke, dass schon aus diesen Gründen das Gan-
ze trotzdem noch demokratisch bleibt, denn die Kontrollfunktion auszuüben ist recht schwie-
rig mit diesen Angaben, welche man machen darf. Wenn man sagt, dass man einen ausführli-
cheren Bericht machen sollte, muss ich erwidern, dass das wirklich ganz schwierig ist. Wir 
haben versucht, das in einer ersten Version besser anzupassen. Es gibt hier sicher noch einmal 
Verbesserungen, welche wir machen können, aber gewisse Sachen dürfen wir dort schlicht 
und einfach nicht erwähnen, weil es aus Datenschutzgründen nicht möglich ist. Wenn der 
Einwohnerrat negativ über ein Einbürgerungsgesuch entscheiden würde, müsste das auch klar 
begründet werden. Man kann nicht einfach sagen, man wolle diese Einbürgerung nicht, ohne 
klare Gründe zu nennen. Das ist gar nicht so einfach. Ich mag mich noch gut an meine Ge-
meindeversammlungen erinnern, bei denen wir gesagt haben, die Stimmbürger müssten wirk-
lich einen Grund für die Ablehnung haben, da das sonst nicht ginge. Damals war es schon 
extrem schwierig. Ich will damit sagen, dass es wirklich ein grosses Stück Arbeit ist, welches 
hier von allen dahintersteckt. Man macht es absolut seriös. Im Stadtrat wird ganz klar begrün-
det, weshalb man jemanden nimmt und jemanden auch nicht. Es ist dann einfach der "Bericht 
des Gemeinderates", welcher dem Einwohnerrat zur Verfügung gestellt werden kann. Er kann 
dann Einsicht nehmen, aber nicht mit den Akten dazu. Aber wie gesagt, man hat immer die 
Möglichkeit, auch nachzufragen. Deshalb bitte ich Sie, diese Motion zu überweisen.      
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir kommen jetzt zur Gegenüberstellung der beiden An-
träge vor der Schlussabstimmung. Da es an der letzten Sitzung etwas Verwirrung gegeben 
hat, hier noch ein technischer Hinweis: Auch wenn man gegen beide Anträge ist, in der 
Schlussabstimmung also Nein stimmen möchte, kann oder darf oder muss man sich in der 
Vorabstimmung für eine der beiden Varianten entscheiden. Somit kann man sagen, was für 
einem bei der Ausmarchung das weniger schlimme Übel wäre, wenn es am Schluss dennoch 
angenommen würde. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
 
Vorabstimmung über den Abänderungsantrag von Pro Aarau: 
 
Antrag Pro Aarau Die Motion "Einbürgerungen durch den 

Stadtrat" von Pro Aarau vom 3. Juni 2014 
sei zu überweisen, wobei die Umsetzung bis 
spätestens am 31.12.2017 erfolgt. 
 

30 Stimmen 
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Antrag Stadtrat Die Motion "Einbürgerungen durch den 
Stadtrat" von Pro Aarau vom 3. Juni 2014 
sei zu überweisen, wobei die Umsetzung 
nicht sofort, sondern bei einer weite-
ren/nächsten Änderung der Gemeindeord-
nung erfolgt. 
 

15 Stimmen 

 
Der Antrag von Pro Aarau hat obsiegt. 
 
 
Schlussabstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 29 Ja-Stimmen gegen 16 Nein-Stimmen folgenden 
 
Beschluss 
 
Die Motion "Einbürgerungen durch den Stadtrat" von Pro Aarau vom 3. Juni 2014 wird an 
den Stadtrat überwiesen, wobei die Umsetzung bis spätestens am 31.12.2017 erfolgt. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 6 
 

GV 2014 - 2017 / 58 
 

77. Beschlussfassung über die Überweisung des Postulates von Gérald Ber-
thet: Verbleib der Industriestrasse West im städtischen Strassennetz; 
Antrag auf Nichtüberweisung 
 

 
Mit Datum vom 15. August 2014 hat Einwohnerrat Gérald Berthet ein schriftlich begründe-
tes Postulat eingereicht mit folgendem 
 
Begehren: Der Stadtrat wird gebeten, die Industriestrasse West nicht, wie in der damali-

gen Vorlage "Torfeld Süd" vorgesehen, ins Kantonsstrassennetz zu überfüh-
ren, sondern im städtischen Verkehrsnetz zu belassen. Sollte dies nicht mög-
lich sein, soll eine Übernahme der Industriestrasse West in das Kantonsstras-
sennetz nur erfolgen, wenn zukünftig notwendige verkehrsberuhigende Mass-
nahmen wie "Tempo-30-Zone" oder Begegnungszone" für diese Strasse mit 
dem Kanton rechtsverbindlich vereinbart sind. 

 
Mit Bericht vom 15. September 2014 stellt der Stadtrat folgenden  
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge das Postulat Gérald Berthet gemäss den vorstehen-

den Darlegungen nicht überweisen. 
 
Gérald Berthet: Einen Trumpf ohne Not aus der Hand zu geben, das machen wir selbst beim 
Jassen nicht gerne. Die Industriestrasse West sei eine Hauptverkehrsachse, eine Erschlies-
sungsstrasse und der Stadtrat habe zum Übernahmevorschlag 2012 Ja gesagt – für mich ist 
das weder logisch, noch zielführend und ich habe mich gefragt, ob der Stadtrat das rechtlich 
einfach so machen könne, kostbaren städtischen Raum zu verschenken oder zumindest abzu-
geben. Was soll das der Stadt nützen, ausser vielleicht kurzfristige, finanzielle Vorteile? 
Macht dann der Kanton alles besser für unsere Einwohner in Aarau? Wohl kaum. Ich erinnere 
an die Sanierung des Belags der Entfelderstrasse: Da gibt es seither deutlich mehr Lärm, weil 
offenbar gespart wurde. Wäre es nicht klüger, ein solch wichtiges Strassenstück wie im 
Torfeld Süd einfach zu behalten, um alle Optionen offenzuhalten? Der Stadtrat sagt, dass die 
Bestimmungen der Strassenverkehrsordnung sowieso keinen Spielraum zuliessen, um Tempo 
30 oder eine Begegnungszone zu schaffen. Wir alle wissen aber, dass Gesetze durchaus Aus-
legungsspielräume haben. Es steht ja sogar bei der Erklärung in Art. 108c: "Die allgemeine 
Höchstgeschwindigkeiten können herabgesetzt werden, wenn auf Strecken mit grosser Ver-
kehrsbelastung der Verkehrsablauf verbessert werden kann." Ich zitiere die AZ vom 30. Ok-
tober 2014 dazu: "2011 hat Schöftland der flächendeckenden Einführung von Tempo 30 zu-
gestimmt. Gemäss den kantonalen Vorgaben müssen die realisierten Massnahmen auf ihre 
Wirkung überprüft werden. Die angestrengten Ziele wurden erreicht. Der Kanton hat nun zum 
flächendeckenden Tempo 30 definitiv zugestimmt." Ich habe noch gesagt, es sei für mich 
nicht zielführend, wenn man es beispielsweise mit dem REL vergleiche, was ja Stadtrat Wer-
ner Schib bei den Bussen bereits thematisiert hat. Im Kapitel "Aarau kann besser werden" lese 
ich folgendes: "Auf den grossen Achsen leidet die Stadt unter dem hohen Verkehrsaufkom-
men, sie sind während der Hauptverkehrszeiten überlastet. Die Achsen, welche die wichtigen 
Entwicklungsgebiete Torfeld Nord und Süd mit dem Bahnhof verbinden, sind unattraktiv für 
den Langsamverkehr. Der Kreuzplatz wird zu einem Platz in der Innenstadt." Wieso gilt denn 
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das nicht z. B. für die Gais, das Torfeld Süd oder die Industriestrasse West? Auf Seite 17 
schreibt man weiter im REL: "Ein Wachsen der Stadt wird zusätzlichen Verkehr erzeugen. Es 
zeigt sich aber bereits heute, dass das Strassennetz an seine Kapazitätsgrenzen stösst. Die be-
stehenden Stadtstrukturen lassen es nicht zu, dass die Kapazitäten wesentlich erweitert wer-
den. Deshalb gilt es, das gegebene Netz vor allem für die städtischen Bedürfnisse freizuhal-
ten, punktuell zu optimieren und neue Verkehrsansprüche mit dem öffentlichen Verkehr oder 
mit dem Langsamverkehr abzudecken." All das steht im REL, welches wir alle für gut befun-
den, kürzlich ja auch hier thematisiert und zumindest zur Kenntnis genommen haben. Ist dann 
das jetzt einfach geduldiges Papier oder Makulatur? Nein, offenbar nicht, so wie Stadtrat 
Werner Schib ja auch erfreulicherweise darauf hingewiesen hat. Trotzdem möchte ich den 
Stadtrat auffordern, auch entsprechend zu handeln. Behalten wir also, wie auch das Land von 
Aarau, die wichtigen Strassenstücke in der städtischen Hand und somit auch in unserer 
Macht. Dies vor allem auch deshalb, um in zukünftigen Verhandlungen mit dem Kanton ge-
wisse Forderungen stellen zu können. Verhandlungsfähigkeit oder Handlungsfähigkeit ist 
wohl ein wichtiger Punkt, was wir hier auch immer wieder von der bürgerlichen Ratsseite 
hören. Ich glaube, dieses Kredo könnte durchaus auch von ihnen unterstützt werden. Ein zu-
sätzlicher Grund zur Einreichung dieses Postulats ist für mich auch, dass ich den Stadtrat auf-
fordern möchte, zukünftig bei solchen Projekten dem Einwohnerrat früher eine gewisse Ein-
flussnahme zu ermöglichen. Von mir aus gesehen war es beim Torfeld Süd so, dass wir ei-
gentlich vor vollendete Tatsachen gestellt worden sind, was den Übergang der Industriestrasse 
West an den Kanton betrifft. Es ist eigentlich auch in der ersten Botschaft des Stadtrates zum 
Torfeld Süd nicht wirklich begründet worden, was denn die Vor- und allenfalls die Nachteile 
sein könnten. Ich würde mir wünschen, dass das in Zukunft so wäre und auch hier themati-
siert würde, und zwar bei einem Projektstand, bei dem es auch noch Sinn macht. Das alles 
sind meine Gründe dafür, dass ich hoffe, dass Sie dieses Postulat unterstützen können.    
 
Christian Dubs: Über die Materie Industriestrasse West wurde im Zusammenhang mit dem 
Projekt Torfeld Süd schon mehrfach diskutiert und auch abgestimmt. Die Industriestrasse war 
stets Bestandteil dieses Gesamtkonzeptes und im ganzen, insgesamt über 10 Jahre dauernden 
Prozess wurde mehrfach sowohl vom Einwohnerrat als auch vom Stimmvolk darüber ent-
schieden. Im Februar stellte Gérald Berthet beim Geschäft Infrastrukturanlagen Torfeld Süd 
bereits einen Abänderungsantrag betreffend der Industriestrasse West mit demselben Ziel, 
diese Strasse nicht in eine Kantonsstrasse zu überführen. Dieser Abänderungsantrag wurde im 
Einwohnerrat dann nach ausgiebiger Diskussion zurückgezogen. Das ganze Geschäft inkl. 
Industriestrasse West wurde darauf vom Volk an der Urnenabstimmung dieses Frühjahr mit 
grossem Mehr angenommen. Jetzt, da dieses grosse, äusserst langwierige Generationenprojekt 
doch endlich auf die Zielgerade eingebogen ist, kommt noch dieses Postulat daher. Nachdem, 
wie erläutert, schon mehrfach über dieses Begehren beschlossen und auch durchs Volk abge-
stimmt worden ist, wirft das jetzige Postulat schon berechtigte Fragen zum Demokratiever-
ständnis des Postulanten auf. Auch wenn man sie noch ein fünftes Mal aufwärmt, schmeckt 
uns diese versalzene Suppe trotzdem nicht besser. Irgendwann sollte man sich eine politische 
Niederlage eingestehen können und den Rat und die städtischen Behörden nicht immer wieder 
mit dem gleichen, chancenlosen Anliegen sinnlos beschäftigen. Wir empfinden dieses Postu-
lat bloss noch als Zwängerei. Deshalb wird die Fraktion der FDP einstimmig für die Nicht-
überweisung votieren. 
 
Eva Schaffner: Die SP-Fraktion hat grosse Sympathien für das Anliegen des Postulanten. 
Die Industriestrasse West liegt im städtischen Entwicklungsgebiet Torfeld Süd, und Ver-
kehrswege sind bekanntlich wichtige raumplanerische Instrumente. Wenn man diese aus der 
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Hand gibt, kann man sagen, dass man nicht vernünftig handelt. Geht die Industriestrasse West 
in die Obhut des Kantons über, wird es dort nie mehr möglich sein, bspw. eine Tempo 30-
Zone zu beschliessen. Es gibt im Kantonsnetz praktisch keine Zone mit festgelegtem Tem-
po 30. Das ist dann festgelegt, selbst wenn man einen künftig anderen Bedarf hätte, welcher 
sich ev. in 20 Jahren ergeben würde. Es wäre also ein Zukunftsprojekt, dass man die planeri-
schen Instrument durchaus in der Hand behält. Die SP-Fraktion wird aus diesem Grund der 
Überweisung des Postulats grossmehrheitlich zustimmen.  
 
Werner Schib, Stadtrat: Der Stadtrat hat es eigentlich in den schriftlichen Ausführungen 
zum Postulat klargestellt: Der Entscheid ist gefallen. Der Grosse Rat und der Stadtrat haben 
das so entschieden im Jahr 2012. Die Industriestrasse ist eine Kantonsstrasse. Das können wir 
nicht mehr rückgängig machen; vielleicht noch mit Bitten, aber rechtlich nicht mehr. Wir 
können deshalb auch rechtlich keine Bedingungen mehr stellen oder Vereinbarungen treffen 
gehen. Es ist wirklich so, dass der Entscheid gefallen ist. Es war an sich auch klar so. Der 
Stadtrat  hat das im Verkehrsrichtplan vom Jahr 2005 ausgeführt. Die Industriestrasse war 
dort schon als Hauptverkehrsstrasse ausgewiesen. Das ist sachlich auch richtig. Es ist eine 
übergeordnete Strasse, welche eine Hauptverkehrsachse darstellt. Es ist richtig, dass sie in 
kantonalem Eigentum ist. Es gäbe sonst auch eine etwas komische Situation: Wir haben den 
Buchserteil mit der Neubuchserstrasse und der Industriestrasse Ost. Das wäre der Kantons-
strassenteil. Nachher kommt der Teil auf der Aarauer Seite und dieser sollte dann wieder eine 
Gemeindestrasse sein. Als es um die Abstimmungen und die Kompetenzen ging, hat das 
Verwaltungsgericht entschieden, dass es sich um eine Strasse handle. Sie dürfe nicht aufge-
teilt werden, damit man am Volksentscheid vorbeikomme. Es sei demokratierechtlich eine 
Strasse und müsse zur Abstimmung vor das Volk gebracht werden. Es ist auch strassenmässig 
von der Erschliessung her eine Strasse. Somit sei es auch sinnvoll, wenn diese Strasse einen 
einzigen Eigentümer habe, und das ist der Kanton. Ich kenne den Schöftler Fall nicht, wel-
chen Gérald Berthet erwähnt hat. Aber eigentlich geht es ihm um Tempo 30 auf Hauptver-
kehrsachsen. Ich weiss nicht, ob das in Schöftland wirklich flächendeckend so ist. Ich bin 
aber ziemlich sicher, dass es in Schöftland auch Kantonsstrassen hat. Wenn schon, müsste 
man darüber diskutieren, ob auf Kantonsstrassen und Hauptverkehrsachsen Tempo 30 einge-
führt werden soll. Das ist dann aber unabhängig von der Frage, ob die Strasse im Gemeinde- 
oder Kantonseigentum steht. Das sind zwei verschiedene Sachen. In diesem Sinne bitte ich 
Sie, das Postulat nicht zu überweisen.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur  
 
Abstimmung über den stadträtlichen Antrag auf Nichtüberweisung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 29 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen folgenden 
 
Beschluss 
 
Das Postulat von Gérald Berthet "Verbleib der Industriestrasse West im städtischen Stras-
sennetz von Aarau" wird nicht an den Stadtrat überwiesen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 7 
 

GV 2014 - 2017 / 39 
 

78. Beschlussfassung über die Überweisung der Motion vom Ruth 
Grathwohl, Heidi Hess, Christina Keinath, Sylvia Lüthi und Sabine 
Ruess: Projektkredit zur Planung eines Aarauer Generationenhauses; 
Antrag auf Nichtüberweisung 
 

 
Mit Datum vom 15. Mai 2014 haben Ruth Grathwohl, Heidi Hess, Christina Keinath, Syl-
via Lüthi und Sabine Ruess eine schriftlich begründete Motion eingereicht mit folgendem 
 
Begehren: Der Stadtrat wird beauftragt, die Schaffung eines Aarauer Generationenhau-

ses als Zentrum für Begegnung, Beratung und Begleitung zu prüfen und dem 
Einwohnerrat ein entsprechendes Kreditbegehren für die Planung zu unter-
breiten. 

 
Mit Bericht vom 13. Oktober 2014 stellt der Stadtrat folgenden  
 
Antrag: Der Stadtrat beantragt dem Einwohnerrat, die Motion "Projektkredit zur Pla-

nung eines Aarauer Generationenhauses" sei nicht zu überweisen. 
 
 
Heidi Hess, Vertreterin der Motionärinnen: Wir freuen uns, dass wir heute da sein dürfen. 
Besonders gefreut hat uns auch die Antwort des Stadtrates auf unsere Motion. Der Stadtrat 
steht einem Generationenhaus positiv gegenüber. Das haben wir gerne gehört. Gefallen hat 
uns auch das Angebot, mit der Stadtbibliothek zusammenzuarbeiten. Die Ludothek und die 
Stadtbibliothek sind in unterschiedlichen Funktionen schon heute Häuser, wo sich Jung und 
Alt begegnen. Sie liegen ideal, mitten in der Stadt im Kasinopark und im Grünen. Die Stadt-
bibliothek, welche ein bildungsnahes Publikum anspricht als Generationenhaus – das ist für 
uns aber ein Zwischenziel. Wir halten deshalb an unserem Antrag fest. Wir brauchen den Pro-
jektkredit zur Planung eines Generationenhauses. Es braucht finanzielle Mittel, um die Idee 
Generationenhaus weiter zu entwickeln. Wir wollen nicht in erster Linie ein eigenes oder 
neues Haus. Wir wollen auch kein besseres Beratungsangebot, auch wenn heute die dezentra-
le Lage der durchaus sehr guten Beratungsangebote verhindern, dass sich die Wege von älte-
ren und jüngeren, von neuzugezogenen und anderssprachigen Menschen kreuzen. Solange 
sich ausserdem die Beratungsstellen an unterschiedlichen Orten befinden, können auch keine 
Synergien im administrativen Bereich genutzt werden. Die dezentrale Lage ist deshalb ein 
Nachteil. Da geht Sparpotential verloren. Unsere Arbeitsgruppe "Treffpunkt Generationen" 
möchte in erster Linie Raum. Raum, wo junge und ältere Menschen unterschiedlichster Her-
kunft und auf einfachste Art, also niederschwellig, miteinander in Kontakt kommen. Das ist 
Integration. Raum, wo sie miteinander ins Gespräch kommen und vielleicht sogar Kontakt 
knüpfen. Das verhindert Vereinsamung. Raum, einmal Café, einmal Spielplatz, Lesesaal, Mu-
sikzimmer oder Werkraum ist. Dies muss nicht immer unbedingt gleichzeitig sein, aber im-
mer offen für alle. Das führt zu schönen Gemeinschaftserlebnissen und verbindet. Unsere 
Arbeitsgruppe sagt diesem Raum "Generationenhaus". Ein solcher Raum wird dazu beitragen, 
die städtischen Sozialkosten zu verringern. Wenn wir also Ja zu einem Generationenhaus sa-
gen, dann ist es wichtig, weitere Interessierte in den Entwicklungsprozess einzubinden. Man 
sollte eine Trägerschaft bilden, welche in mehreren Phasen die Idee Generationenhaus entwi-
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ckelt, und zwar erst recht, wenn ein solcher Ort im sozialen und auch im gesundheitlichen 
Bereich präventiv wirken soll, also z. B. gegen die Isolation alleinstehender Menschen, egal, 
wie alt sie sind und woher sie kommen. Das ist unser Ziel. Unsere Arbeitsgruppe "Treffpunkt 
Generationen", welche sich aus Vertreterinnen des Elternvereins, von FORÄRA und der Lu-
dothek zusammensetzt, wird ein solches Haus nicht in Freiwilligenarbeit entwickeln können. 
Es wird auch nicht alleine mit Hilfe der Stadtbibliothek möglich sein. Wenn es wirklich da-
rum gehen soll, Akzente zu setzen, ja gar Pionierarbeit zu leisten, müssen Interessierte aus 
den Bereichen Gesundheit und Integration mitreden können. Es müssen auch verschiedene 
Fachstellen oder Fachleute mitwirken können. Wir sind beispielsweise von Diana Müller-
Schramek, welche die Fachstelle Alter beim Kant. Gesundheitsdepartement leitet, in unserer 
Idee bestärkt worden. Dann braucht es auch jemanden, der die Federführung in diesem Pro-
zess hat. Es würde uns freuen, wenn das die Stadtbibliothek machen könnte. Die Stadt Aarau 
will nicht stehen bleiben. Das ist ein Versprechen, welches sie gemacht hat, nachdem sie den 
Wakkerpreis erhalten hat – ein Preis, welcher durchaus auch für Nachhaltigkeit und Wohn-
qualität steht. Im sozialen Bereich wäre ein Generationenhaus dafür der schönste Beweis und 
ein unterstützenswertes Engagement. Aus diesen Gründen bitten wir das Parlament, Ja zu 
unserer Idee zu sagen, Ja zu sagen zu unserer Motion und auch Ja zu sagen zu einer Zukunft 
mit einem Generationenhaus in Aarau.   
 
Michel Meyer: Die Fraktion FDP steht dem Anliegen bzw. der Idee der Motionäre grund-
sätzlich positiv gegenüber. Es macht heute mehr denn je Sinn, Alt und Jung zusammenzu-
bringen. Von diesem Austausch profitieren nämlich beide Seiten. Ich persönlich sehe es ja 
selber in der Vereinstätigkeit oder in der Politik. Als doch junge Person kann ich sehr viel von 
den Erfahrungen älterer Personen profitieren. Aber angesichts der aktuellen finanziellen Lage 
in Aarau müssen wir das mit den bestehenden Infrastrukturen erfüllen. Die Stadtbibliothek hat 
sich, so durften wir lesen, bereits zum Ziel gesetzt, Generationen übergreifende Anlässe zu 
veranstalten. Deshalb schlägt der Stadtrat ja auch genau vor, die Anliegen der Motionärinnen 
und Motionäre in der Stadtbibliothek zu erfüllen. Ich persönlich bin überzeugt, dass die 
Stadtbibliothek diese Aufgabe wird meistern können. Sie bringt ja heute schon nicht nur Ge-
nerationen von Personen, sondern auch Generationen von Medien unter ein Dach. Sie schafft 
es, diese so zu vereinen, dass sie ein breites Publikum anspricht. In diesem Sinne werden wir 
von der Fraktion FDP dem Antrag des Stadtrates folgen und die Motion nicht überweisen.   
 
Lelia Hunziker: Aarau ist Kantonshauptstadt, Aarau ist ein urbanes Zentrum, Aarau be-
kommt regelmässig Höchstnoten im Städteranking, Aarau ist ein beliebter Wohnort für Jung 
und Alt und Aarau hat den Wakkerpreis für hohe Lebensqualität erhalten. Ein Generationen-
haus passt sehr gut zu Aarau. Die Fraktion der SP steht deshalb hinter dem Begehren der Mo-
tionärinnen und Motionäre und bedankt sich für die Initiative und das Engagement. Eine Stadt 
mit einem Generationenhaus beweist Weitsicht und Nachhaltigkeit. Der Generationendialog 
ist das Thema der Gegenwart und wohl auch der Zukunft. Natürlich ist die Finanzlage ange-
spannt. Aber wir dürfen nicht alle Ideen, Visionen und Wünsche für eine lebenswerte Stadt im 
Keime ersticken. So geht viel zu viel verloren. Der nüchterne Blick auf die Finanzen ist wich-
tig, aber die Finanzen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind nicht das Alleinseligmachende. 
Wir wollen, dass der Stadtrat die Schaffung eines Generationenhauses prüft. Wir wünschen 
uns für Aarau ein Haus der Generationen, der Gesellschaft, der Familien, des Dialogs. In ei-
nem solchen Haus muss immer etwas laufen, und zwar von morgens früh bis abends spät: 
Frühturnen für Jedermann und Jedefrau vor dem Zmorge, danach Krabbelgruppe, zum Znüni 
vielleicht ein Elternkafi, dann ein Mittagstisch für Senioren, Geburtsvorbereitungskurse am 
Nachmittag und zum Zvieri dann vielleicht Rückbildungsturnen, zum Znacht ein Literaturzir-
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kel bei Gemüsesuppe und dann noch die Vorstandssitzung eines Vereins. Nicht nur der El-
ternverein, die Ludothek und FORÄRA sollen dieses Haus nutzen und bespielen. Es gibt viele 
Interessenten mehr. Es gibt Fachstellen und grosse Unternehmen aus dem Bereich Gesund-
heit, Integration, Beratung und Freizeit, die ein ähnliches Vorhaben verfolgen. Bei vielen 
Vereinen und Angeboten ist die Stadt heute schon beteiligt. Es geht deshalb in einem ersten, 
wichtigen Schritt darum, die Interessenten zusammenzubringen, die Ressourcen sowohl per-
sonell als auch finanziell zu prüfen und ein Konzept zu erarbeiten. Und die Stadt besitzt heute 
nebst der Stadtbibliothek schon Liegenschaften im Zentrum, in welchen verwandte Aktivitä-
ten stattfinden, z. B. das Vereinshaus an der Hinteren Vorstadt  und die Freizeitwerkstatt. 
Vielleicht eignet sich ja eine dieser Liegenschaften für ein Generationenhaus. Geschätzte Kol-
leginnen und Kollegen, es gibt also Ideen und auch Ideen für Synergien, es gibt Liegenschaf-
ten und es gibt v.a. eine Vielzahl von Bedürfnissen. Wir möchten deshalb diese Motion über-
weisen, damit vertiefte Abklärungen gemacht werden können. Auch wir wünschen uns kein 
Kreditbegehren, oder auf jeden Fall keinen hohen Kredit. Wir sind aber der Meinung, dass die 
Lösungen für ein Generationenhaus schon auf dem Tisch liegen, also sehr wahrscheinlich 
nicht auf einem Tisch, sondern auf verschiedenen Tischen, vielleicht sogar noch auf ein paar 
Stühlen und Bänken. Es geht darum, diese Lösungsansätze zu sammeln, zu bündeln und zu 
ordnen. Die Fraktion der SP unterstützt die Idee der Motion und lehnt deshalb den Antrag des 
Stadtrates ab. 
 
Therese Dietiker: Wir machen uns nichts vor: An vielen Orten in der Stadt und Region 
kommen Generationen zusammen und teilen ihr Leben miteinander, sei das zuallererst in der 
Familie, im Sportklub, in Kirchen oder Vereinen. Aber immer weniger Menschen haben eine 
Familie ganz in der Nähe oder mögen sich einem Verein anschliessen. Zügelt man nach Aar-
au, müssen neue Vernetzungen stattfinden, und da kann ein Generationenhaus eine wichtige 
Funktion übernehmen. Warum dort nicht eine neue Schwester finden, weil die eigene im Aus-
land wohnt oder ein neues Grossmami, weil das eigene im Wallis geblieben ist? Diese Ver-
netzungen bereichern das Leben und lassen den Sozialstaat vor der Tür. Die sympathische 
Idee des Generationenhauses, das die Motionäre fordern und geplant haben, ist nach Meinung 
der Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – GLP noch nicht ausgereift. Sind im Vorstoss an erster 
Stelle die Beratungen und Dienstleistungen erwähnt, ist es in der Stellungnahme auf die Bot-
schaft der Treffpunkt und das entsprechende Café. Auf Seiten der Motionäre ist noch etwas 
unklar, wohin die Reise gehen soll. Der Stadtrat hat den Lead übernommen und konkrete 
Ideen zur Umsetzung angeschaut. Dies empfindet unsere Fraktion als lobenswert, auch im 
Bewusstsein, dass die vielen Aktivitäten, welche in der Motion erwähnt sind, kaum unter ein 
Dach passen. Dafür bräuchte es wohl eher einen Palast. Die Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – 
GLP findet es toll, dass der Stadtrat die Motion nach ihrem Eingang ernst genommen und sich 
Gedanken über die Umsetzung gemacht hat. Dass die Bibliothek dafür eingesetzt werden soll, 
finden wir eine gute Sache, denn dort sind wichtige Dinge, welche die Motion fordert, bereits 
vorhanden: Es hat ein Café, wo sich Jung und Alt bereits trifft. Die Bibliothek ist als Ganzes 
ein Treffpunkt. Zudem gibt es dort verschiedene Kursangebote, mit welchen die Bibliothek 
verschiedenste Zielgruppen anzusprechen versucht. Deshalb ist die Bibliothek der richtige 
Grundstein für ein Generationenhaus. Unserer Meinung nach kann das Generationenhaus aber 
nur so viel weiter gebaut werden, wie Menschen bereit sind, sich dafür einzusetzen. In einem 
weiteren Schritt braucht es deshalb die Partizipation der Motionäre und ihren Gruppen, um 
die gute Grundidee weiter zu entwickeln und zu gestalten. Dass die Motionäre selber davon 
ausgehen, dass der Lead für das Generationenhaus bei der Bibliothek bleiben kann, passt ei-
gentlich. Die Motionäre haben mit den verschiedensten Projekten, welche sie in der letzten 
Zeit durchgeführt haben, auch bewiesen, dass Sachen miteinander realisiert werden können 
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und es Sinn macht, miteinander etwas anzupacken. Als Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – GLP 
überweisen wir die Motion. Damit setzen wir ein Signal für die Weiterentwicklung und for-
dern die Ideengeber für einen Treffpunkt der Generationen auf, sich am weiteren Aufbau des 
Generationenhauses zu beteiligen. Die Motion kann von unserer Seite aus dann abgeschrieben 
werden, wenn die ersten Steine aufeinander sind und z. B. im Jahresbericht der Bibliothek 
von der Ausgestaltung des Generationenhauses berichtet wird. Erst dann wäre das Geschäft 
für uns abgeschlossen, denn erst dann hat das Generationenhaus auch wirklich Gestalt ange-
nommen. Wir bitten Sie deshalb, im Gegensatz zum stadträtlichen Antrag die Motion zu 
überweisen und damit dem guten Anfang noch etwas Schub zu verleihen. 
 
Petra Ohnsorg Matter: Die Archäologie, mein Fachgebiet, beschäftigt sich mit der Entwick-
lung von Gesellschaften über lange Zeiträume. Sie kann deshalb immer wieder spannende 
und lehrreiche Rückschlüsse auf die gesellschaftliche Entwicklung aufzeigen, z. B. dass es 
den Röstigraben, der unsere schweizerische Identität massgeblich prägt, bereits in der Jung-
steinzeit gegeben hat. Aber so aufschlussreich das ist, nichts ist unmittelbarer und berühren-
der, als wenn z. B. Grosseltern von früher berichten. Derartiger Austausch ist prägend und 
äusserst wichtig, nicht nur für uns als Individuen, für unsere eigene Identität, sondern für die 
ganze Gesellschaft. Was hat dies mit dem Generationenhaus zu tun? Wir brauchen den Aus-
tausch und die Verständigung mit anderen Mitgliedern der Gesellschaft zur Schaffung einer 
gemeinsamen Identität und zur Schaffung von kollektivem Wissen. Dieses kollektive Wissen 
muss eine Gesellschaft vermehren, wenn sie überlebensfähig und funktionstüchtig bleiben 
will. In diesem Sinne trägt ein Generationenhaus zur Förderung des Austausches und der Ver-
ständigung und damit auch zur nachhaltigen Entwicklung Aaraus bei. Ach richtig, nachhaltige 
Entwicklung heisst ja auch, dass es ökonomisch verträglich sei. Mit dem ökonomischen As-
pekt argumentiert der Stadtrat einmal mehr gegen den Antrag. Wir sehen das anders: Bei einer 
Zusammenlegung von verschiedenen Angeboten im Generationenhaus könnten Synergien 
genutzt und Kosten einzelner Anbieter gesenkt werden. Demgegenüber ist der Vorschlag von 
einer niederschwelligen Variante in der Stadtbibliothek doch eine reine Alibiübung. Wir wol-
len ja schliesslich auch nicht Tennis spielen gehen im Hallenbad. Die Stadtbibliothek bekäme 
zwar ein neues Standbein, aber die zusätzliche Aufgabe würde sie auch in der Erfüllung ihrer  
Kernaufgaben schwächen und der inhaltliche und soziale Nutzen im Sinne der Motion "Gene-
rationenhaus" wäre praktisch gleich Null. Beispielsweise das grosse, auch ökonomische Po-
tential, das in der wachsenden Altersgruppe 65plus liegt, könnte ja eine niederschwellige Va-
riante gar nicht erschliessen. Der Vorschlag des Stadtrates stellt für uns deshalb einen unnöti-
gen Zwischenschritt dar und ist nicht zielführend. Apropos "Ziele": In den Legislaturzielen 
2014 – 2018 werden den Aarauer Bürgerinnen und Bürgern vom Stadtrat drei Entwicklungs-
grundsätze präsentiert. Der erste heisst: "Denken und Handeln nach den Prinzipien der Nach-
haltigkeit und der Vernetzung". Der dritte heisst: "Erfolgreiches soziales Zusammenleben 
durch integrationsfördernde Strukturen". Also handeln Sie doch auch danach. In diesem Sinne 
bitten wir unsere Kolleginnen und Kollegen unbedingt, das Anliegen der Motionärinnen 
ernsthaft prüfen zu lassen. 
 
Libero Taddei: Hinschauen und das, was meine Vorrednerinnen und Vorredner gesagt ha-
ben, aufnehmen: Die Motionärinnen sagen, es brauche Räume und Begegnungsmöglichkei-
ten. Schauen wir doch einmal in unsere Stadt hinein, wo wir das heute schon überall haben. 
Ich nehme gerne ein Beispiel, welches zwar nur ein paar Monate geöffnet hat: Denken Sie an 
unsere Badi. Sie ist frisch renoviert und eine Begegnungsstätte, in welcher sich alle Alterska-
tegorien treffen und austauschen können. Wenn ich aber meinen Vorrednerinnen und Vorred-
ner zuhöre, da kommt es mir fast wieder so vor, dass beim Sprechen über unser Aarau alles 
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wunderbar sei. Es wird aber aufgenommen, was wir alles haben, anbieten und nutzen könn-
ten. Das ist alles wunderbar, aber es ist natürlich nicht vernetzt. Wenn die Motionärinnen und 
Motionäre von ihrem Bürgerrecht Gebrauch machen, was wir begrüssen, dann müsste da doch 
ein so grosses Interesse vorhanden sein, dass sich hier wieder ein neuer Verein bilden würde, 
um das Ganze zu initiieren. Der Verein würde mit fertigen Sachen und Vorschlägen kommen, 
wie er das sehen würde. Es ist auch einfach, den Stadtrat immer wieder zu packen und ihm zu 
sagen, es stehe ja in seinen Zielen drin, was man machen wolle. Jawohl, sie verwirklichen 
aber auch sehr viel, indem hingeschaut und vieles angepackt wird. Man hat auch Ideen. Ich 
glaube auch nicht, dass man mit einem ersten Vorstoss sagen würde, eine Stadtbibliothek wä-
re das Richtige. Um eine Ausgangslage zu schaffen, hat man bereits wieder eine Idee gehabt. 
Aber es geht noch viel weiter. Natürlich ist immer wieder alles mit Kosten verbunden. Wenn 
jetzt morgen ein Haus von einem Gönner zur Verfügung gestellt würde, wäre es mit diesem 
Gebäude aber noch nicht getan. Vor ein paar Wochen haben wir hier im Saal stundenlang 
diskutiert, wie wir gewisse Sachen finanzieren wollen. Es ist nun einfach so: Obwohl es im-
mer so schön tönt, was die Stadt Aarau alles Wunderbares bieten kann, haben wir keinen 
Goldesel, welcher immer wieder alles finanziert. Aus diesem Grund unterstützen wir den 
stadträtlichen Antrag auf Nichtüberweisung der Motion.    
 
Barbara Schönberg von Arx: Wenn die Idee eines Generationenhauses nicht schon geboren 
wäre, müsste man sie erfinden. Die CVP begrüsst die Idee eines Aarauer Generationenhauses 
in einem ganz hohen Masse und dankt den Initianten jetzt schon grundsätzlich für die Idee 
und das Engagement. Käme ein solches Aarauer Generationenhaus vom Konzept her zustan-
de, hätte es die Möglichkeit, Aarauer verschiedenster Couleur zusammenbringen. Wenn es 
gelingen würde, ein solches Konstrukt zu bauen, könnte die Stadt ihre Leistungen und ihr 
Angebot einer breiten Bevölkerung niederschwellig präsentieren. Ein solches Konstrukt wür-
de Synergien schaffen und brächte somit auch Einsparungen, was wir ja alle immer wollen. 
Und das Beste wäre, es würde gelingen, die Lebensqualität für uns in der Stadt Wohnende zu 
steigern. Wir von der CVP möchten diesen Weg unterstützen, insbesondere dann, wenn die 
Idee des Generationenhauses nicht ein Haus ist, sondern in der Stadt vielleicht verschiedene 
Zentren bestünden, also die Stadt Aarau z. B. fünf rote Häuser hätte, wo man sich trifft. Die 
Idee ist angedacht. Die Idee ist beim Stadtrat angekommen und er hat sie aufgenommen. Ein 
erster Schritte wurde mit der Bibliothek Aarau gemacht. Da möchte ich eine kleine Schleife 
drehen: Ich bin sicher, dass die Bibliotheken in Zukunft in unserer Gesellschaft einen anderen 
Stellenwert und eine andere Aufgabe erhalten werden. In unserer Informationsgesellschaft hat 
praktisch jeder ein Handy oder elektronischen Zugriff. Die Stadtbibliothek könnte eine solche 
Idee auf- und ausbauen und neue Gestaltungmöglichkeiten bringen. Wir finden es die richtige 
Richtung, die Stadtbibliothek als Zentrum aufzubauen. Das wäre ganz interessant und könnte 
stimmen. Wir wissen vom Stadtrat, dass von Stabilo 2 weitere Schritte zu erhoffen, zu erwar-
ten und auch abzuwarten sind. Aus diesem Grunde möchten wir die Motion zum jetzigen 
Zeitpunkt und in dieser Form noch nicht überweisen. Wir finden es nicht den richtigen Zeit-
punkt. Wir werden jedoch ein Auge auf die Entwicklung, wie auch weiterhin offene Ohren für 
die Motionäre haben. So werden wir uns insbesondere bei frei werdenden Räumlichkeiten in 
der Stadt auch immer an die Idee des Generationenhauses erinnern und dranbleiben. 
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Herzlichen Dank für die engagierten Voten für das Generatio-
nenhaus. Sie haben die Argumentationen von den verschiedenen Parteiseiten gehört. Sie ha-
ben auch gesehen, was der Stadtrat vorschlägt. Er hat das Anliegen des Generationenhauses 
aufgenommen. Der Stadtrat ist sich bewusst, dass in der sich zukünftig entwickelnden Gesell-
schaft die entsprechenden verstärkten Austauschmöglichkeiten in allen Generationen und Al-
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ters- und Lebenslagen sehr wichtig sind. Der Stadtrat hat die Stadtbibliothek als Basis vorge-
schlagen, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil die Stadtbibliothek die mit Abstand meistfre-
quentierte öffentliche Einrichtung in Aarau ist. Es sind 150'000 Personen, welche in der 
Stadtbibliothek ein- und ausgehen. Keine einzige andere Einrichtung in unserer Stadt erreicht 
diese Zahl, auch das Schwimmbad nicht. Obwohl man sagt, dass in der Stadtbibliothek ein 
bildungsnahes Publikum sei, kann man wohl schon bemerken, dass die Stadtbibliothek heute 
schon das Generationen übergreifendste und umfassendste Institut ist, welches wir in der 
Stadt an dieser ausgezeichneten Lage haben. Das haben auch alle anerkannt. Da darf man der 
Leiterin Lilo Moser und ihrem Team wirklich ein Kränzchen winden. Wir sehen auf der ande-
ren Seite, dass die Bedürfnisse eines solchen Generationenhauses sehr weit auseinander ge-
hen. Wenn ich da ein paar Stichworte aus den vorhergehenden Voten anschaue, möchte man 
auf der einen Seite das Zentrum bei der Stadtbibliothek haben, aber vielleicht auch verschie-
dene Häuser in den Quartieren aussen. Man möchte eine Partizipation und eine Trägerschaft, 
ausgebaute Dienstleistungen, alles zentral zusammennehmen, Synergien nutzen und Einspa-
rungen realisieren. Man möchte gleichzeitig ein Haus oder Häuser, wo immer etwas läuft, 
also vom Frühstück bis spät in der Nacht. Die Bedürfnislagen sind in diesem Bereich sehr 
unterschiedlich. Wenn man sich etwas umschaut, was es in der Schweiz bereits gibt, sind uns 
zwei Generationenhäuser bekannt geworden: eines wird momentan in Bern und ein anderes in 
Zürich aufgebaut. Dort sind die Spektren auch etwas unterschiedlich. Es geht teilweise in die 
Bereiche Alter und Gesundheit oder Integration Kinder/Jugendlicher. Es ist also auch ein 
ganz breites Spektrum. Ein Punkt, welcher für den Stadtrat wichtig war, ist natürlich die Situ-
ation von Stabilo 2, in welcher wir uns im Moment befinden. Sie alle wissen, dass wir kosten- 
und ausgabenmässig ein Problem in unserer Stadt haben. Ein Ausbau von Dienstleistungen 
kommt im Moment eigentlich finanziell nicht infrage. Aus diesem Hintergrund heraus, aber 
auch im Bewusstsein, dass ein Generationenaustausch immer wichtiger wird und auch in Zu-
kunft von der öffentlichen Hand massgeblich wird unterstützt werden wollen, will der Stadtrat 
das auch unterstützen. Deshalb hat er den Vorschlag gemacht, die Stadtbibliothek in einem 
ersten Schritt als Basis zu nehmen. Die Stadtbibliothek, welche heute schon für sämtliche 
Generationen tatsächlich niederschwellige Angebote hat, ist bereit, dort einen Lead zu über-
nehmen. Eine Trägerschaft bspw. für eine Weiterentwicklung kann durchaus mit diesen von 
den Motionärinnen angesprochenen Vereinigungen auch auf einer privaten Basis jetzt aufge-
baut werden. Wenn man sieht, in welche Richtung es gehen soll, können entsprechende zu-
sätzliche Schritte eingeleitet werden. Der Stadtrat empfiehlt Ihnen deshalb, diese Motion nicht 
zu überweisen. Er ist sich aber bewusst, dass das Thema sehr wichtig ist und wird auch dran-
bleiben. Er dankt den Motionärinnen für die Aufnahme dieser Thematik und der Stadtbiblio-
thek dafür, dass sie sich als Basis für ein solches künftiges Generationenhaus zur Verfügung 
stellt.    
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
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Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 24 Ja-Stimmen gegen 22 Nein-Stimmen folgenden 
 
Beschluss 
 
Die Motion von Ruth Grathwohl, Heidi Hess, Christina Keinath, Sylvia Lüthi und Sabine Ru-
ess "Projektkredit zur Planung eines Aarauer Generationenhauses" wird an den Stadtrat 
überwiesen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 8 
 

GV 2014 - 2017 / 62 
 

79. Motion Suter/Weiersmüller über die geeignete künftige Organisations- 
bzw. Gesellschaftsform der städtischen Alters- und Pflegeheime; Kre-
ditantrag 
 

 
Mit Botschaft vom 22. September 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem 
Geschäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge einen Kredit von Fr. 45'000.-- für die vertiefte Abklä-

rung zur Verselbständigung der städtischen Altersheime in eine gemeinnützige 
Aktiengesellschaft versus Status quo mit Entflechtung der beiden städtischen 
Stellen Fachstelle Alter und Regionale Informationsstelle Alter Aarau bewilli-
gen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Bei diesem Geschäft liegen zwei Abänderungsanträge vor 
mit folgendem Wortlaut: 
 
Antrag der FDP:  
Der Einwohnerrat möge einen Kredit von maximal Fr. 30'000.-- für die vertiefte Abklärung 
(inkl. Aufzeigen der notwendigen Umsetzungsschritte) zur Verselbständigung der städtischen 
Altersheime bewilligen. 
 
Antrag der SVP: 
Die erforderlichen Abklärungen für die Verselbständigung der städtischen Altersheime unter 
Einbezug aller Varianten (inkl. Aufzeigen der notwendigen Umsetzungsschritte) sind in Zu-
sammenarbeit mit dem Stadtrat durch einen oder mehrere private Anbieter kostenneutral vor-
zunehmen. Der Einwohnerrat möge das städtische Kreditbegehren über Fr. 45'000.-- ableh-
nen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich schlage für die Abstimmung folgendes Vorgehen vor: 
Zuerst machen wir eine Ausmarchung dieser beiden Abänderungsanträge. Der obsiegende 
wird dann dem stadträtlichen Antrag gegenübergestellt. Anschliessend führen wir die 
Schlussabstimmung durch. Man kann sich also auch für einen Abänderungsantrag ausspre-
chen, wenn man am Schluss Nein sagen will.  
 
Markus Hutmacher, Präsident der FGPK: Die FGPK hat sich am 28. Oktober mit diesem 
Geschäft befasst. Als Auskunftspersonen sind uns Stadträtin Angelica Cavegn Leitner und 
Herr Fontana von der Abteilung Alter zur Verfügung gestanden. Die Auskunftspersonen hal-
ten einleitend fest, dass schon im Altersleitbild die Überprüfung der Trägerschaft der städti-
schen Heime vorgesehen ist. Durch die Motion Suter/Weiersmüller wurde ebenfalls Bericht 
und Antrag über die geeignete künftige Organisationsform verlangt. Der Stadtrat schlägt eine 
Entflechtung der heutigen Aufgaben der Abteilung Alter vor: Die Heime sollen verselbstän-
digt werden. Die Informations- und die Fachstelle Alter sollen einem anderen Bereich der 
Stadtverwaltung angegliedert werden. Eine allfällige Organisationsänderung soll grundsätz-
lich keinen Einfluss auf die Bewohner/-innen und das Personal haben. Gegenwärtig wird auch 
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an eine Vernetzung der verschiedenen Altersheime der Region gedacht. Damit soll die Region 
gestärkt werden und es wäre möglich, Kompetenzzentren zu bilden. In einer Pflegeregion ist 
die Anzahl der notwendigen Betten durch den Kanton definiert. Diese Zahl muss in einem 
regionalen Kontext betrachtet werden. Hier ist eine Vernetzung notwendig. Bereits heute be-
sitzt die Stadt Aarau in den Heimen von Buchs und Suhr Pflegebetten, welche von Einwoh-
nern der Stadt beansprucht werden können. Die beiden Liegenschaften Station Milchgasse 
und das Herzoghaus  entsprechen nicht mehr den heutigen Normen des Kantons. Aufgrund 
von Vorgaben des Kantons müssen für beide bis Ende 2017 Sanierungsvorlagen vorliegen. 
Der Stadtrat hat aber kürzlich ein Gesuch um Fristerstreckung beim Kanton eingereicht. Ein 
Entscheid ist noch ausstehend. Das waren die einführenden Bemerkungen des Stadtrates. Die 
Kommission wollte wissen, was die Differenz zwischen einer Stiftung und einer AG sei. Spe-
ziell wollte man wissen, ob der Einfluss bei einer AG weniger gross wäre als heute und ob die 
Mehrheit der Aktien im Besitz der Stadt verbleiben würde. Der Stadtrat hat ausgeführt, dass 
eine AG als dynamischer und selbständiger als eine Stiftung betrachtet wird. Auch im Hin-
blick auf eine intensivierte regionale Zusammenarbeit erscheint die AG geeigneter. Eine Stif-
tung ist völlig selbständig, während der Einfluss der Stadt bei einer AG durch die Kapitalbe-
teiligung gegeben ist. Die Weiterentwicklungsmöglichkeiten erscheinen bei einer AG besser, 
eine Stiftung ist eher schwerfällig. Inwiefern die Einflussnahme im Vergleich zu heute verän-
dert werden wird, wird Gegenstand der weiteren Abklärungen sein. In Buchs führt z. B. ein 
Verwaltungsrat mit Spezialisten aus verschiedenen Disziplinen den Altersheimbetrieb. Die 
Gemeinden sind in diesem Verwaltungsrat ebenfalls vertreten. Ob die Mehrheit der Aktien im 
Besitz der Stadt verbleiben wird, wurde noch nicht diskutiert. Das müsste aber vermutlich so 
sein. Bei der Beibehaltung des Status quo würden die definierten Anforderungen in den ver-
schiedenen Bereichen der Stadtverwaltung bleiben. Die internen Leistungen der Stadtverwal-
tung werden von den Altersheimen entschädigt. Die Wege sind heute aber lang. Als Eigen-
wirtschaftsbetrieb der Stadt müssen auch die Regeln und gesetzlichen Grundlagen der Ein-
wohnergemeinde eingehalten werden. Eine Verselbständigung würde zu mehr Eigenständig-
keit führen, und eine Vernetzung wäre besser möglich. Die Kommission möchte wissen, wer 
die im Bericht aufgezeigten Anforderungen definiert hat. Diese Anforderungen wurden einer-
seits von der Abteilung Alter, aber auch von anderen Abteilungen wie zum Beispiel durch die 
Abteilung Finanzen und Liegenschaften erarbeitet. Zahlreiche Anforderungen ergaben sich 
auch aufgrund der Kontakte mit anderen Heimen in anderen Gemeinden. Die zukünftigen, 
branchenüblichen Anstellungsbedingungen sollen den Empfehlungen der Curaviva, dies ist 
der Verband der Heime und Institutionen, entsprechen. Bei den Liegenschaften geht es vor 
allem auch um die Frage, welche Reihenfolge bezüglich der Sanierungen und Erneuerungen 
sinnvoll ist. Weiter soll auch überprüft werden, welche Liegenschaften sinnvoll als Heime 
genutzt werden können. Aus der Kommission wurde gewünscht, dass das optimale Kosten-
/Nutzenverhältnis abgebildet wird. Das heisst, man hätte eigentlich zu jeder Variante gerne 
einen Businessplan erarbeitet gehabt. Die Kommission wollte wissen, weshalb nicht alle mög-
lichen Varianten einer näheren Prüfung unterzogen wurden. Die Auskunftspersonen verwei-
sen auf den REDI-Bericht in der Aktenauflage. Dort wurden die verschiedenen Varianten 
abgehandelt. Die Empfehlung für die vertiefte Prüfung gemäss dem vorliegenden Antrag 
stammt aus diesem Bericht. Aus der Mitte der Kommission  wurde festgestellt, dass die bishe-
rigen Berichte eigentlich zeigen, dass eine gemeinnützige AG die richtige Form wäre. Es 
stellt sich die Frage, ob zusätzliche Abklärungen eigentlich noch notwendig sind. Der Stadtrat 
hielt dann fest, dass der Bericht der REDI Treuhand nur die Vor- und Nachteile einer Ver-
selbständigung aufgezeigt habe. Es erfolgten keine vertieften Abklärungen, zumal die Kosten 
des Berichtes tief waren. Martina Suter stellte dann den Abänderungsantrag, welcher jetzt von 
der FPD vorliegt, dass der Kredit für die vertiefte Abklärung nur für die Verselbständigung 
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gebraucht werden solle. In der Schlussdiskussion bildeten sich eigentlich zwei Hauptmeinun-
gen heraus: Einerseits  wurde die Meinung vertreten, dass eigentlich nur eine gemeinnützige 
AG die richtige Lösung sei. Entsprechend unterstützte dieser Teil der Kommission den An-
trag von Martina Suter. Der andere Teil war in dieser Grundfrage eher heterogener. Zum Teil 
wollte man alle möglichen Modelle inkl. einer Privatisierung gemäss Modell 5 überprüfen 
lassen. Ein anderer Teil stand einer Rechtsformänderung grundsätzlich eher kritisch gegen-
über und wollte auf jeden Fall den Status quo als Modell auch weiterverfolgen. In der ersten 
Abstimmung unterlag der Antrag von Martina Suter mit 5:6 Stimmen. Entsprechend stimmte 
die Kommission dem Geschäft in der Schlussabstimmung gemäss dem stadträtlichen Antrag 
mit 8:3 Stimmen zu. 
 
Martina Suter: Die Seniorinnen und Senioren müssen eine Priorität sein. Indem ich Mitglied 
der Alterskommission bin, regelmässigen Austausch mit zwei Senioren in einem Aarauer 
Heim pflege und mich immer wieder mit Vertretern von FORÄRA austausche, erhalte ich 
viele Inputs zu Altersfragen. Veränderungen scheinen im Altersbereich in Aarau wirklich 
dringend nötig zu sein. Die Rahmenbedingungen haben sich mit dem neuen Pflegegesetz 
massiv verändert, ebenso die Bedürfnisse der älteren Menschen. Das stellt viele Gemeinden 
vor riesige Herausforderungen und so auch Aarau. Praktisch alle Aargauer Gemeinden haben 
bereits gehandelt und ihre Alters- und Pflegeheime aus der Verwaltung ausgegliedert. Es ist 
für uns unverständlich, weshalb in Aarau nicht auch schon lange über diese wichtige Frage 
entschieden wurde und wir auch heute Abend noch nicht über die geeignete Organisations-
form entscheiden können, sondern nochmals eine Schlaufe machen müssen, die rund ein Jahr 
dauern wird. Es zeigt, dass die wichtige Frage der bedarfsgerechten Alterspflege in Aarau bis 
vor kurzem keine hohe Priorität genossen hat oder aber die notwendigen Vorarbeiten über 
lange Zeit behindert wurden. Es stehen auch in Aarau wichtige strategische Entscheidungen, 
die mit der aktuellen Struktur nicht zum Wohle der Seniorinnen und Senioren gefällt werden 
können. Die Entscheidungswege sind viel zu lang. Nehmen wir das Beispiel mit dem Auftrag 
für die Abklärungen über die geeignete Organisationsform: Mehr als vier Jahre hat es gedau-
ert, bis wir zumindest rudimentäre Fakten haben. Mit dem vom Stadtrat jetzt angedachten 
Ablauf wird es nochmals ein weiteres Jahr dauern, bis wir über die geeignete Organisations-
form entscheiden können. Dann sind es genau fünf Jahre seit der Auftragserteilung. Es stehen 
aber wichtige Entscheidungen an, die bei weitem nicht fünf Jahre warten können. Ich denke 
dabei z. B. an die Infrastrukturanpassungen für die Alters- und Pflegeheime Golatti und Hero-
sé. Es ist unabdingbar, dass die künftige Organisations- und Gesellschaftsform im Vorfeld, 
d.h. vor diesen Bau- und Renovationsvorhaben, geklärt ist. Es wird sehr viel Knowhow brau-
chen. Dieses ist im erforderlichen Masse aber in keiner Verwaltung vorhanden, und zwar 
nicht, weil sie es nicht kann, sondern weil sie es nicht haben muss, da es nicht zu ihren Kern-
kompetenzen gehört. Ja, auch Aarau wird viel externes Fachwissen benötigen, um die richti-
gen Antworten auf die vielen Fragen betreffend Bedarf und möglichen, bezahlbaren Wohn-
formen und Modellen in der Alterspflege zu erhalten. Dieses Knowhow muss aber nicht 
zwingend mit teurem Geld eingekauft werden. Es gibt bereits viele Gemeinden, die viel Er-
fahrung mit diesen Themen gesammelt haben. Aarau muss das Rad nicht neu erfinden und 
alles nochmals neu abklären lassen. Zudem gibt es einige grosse Player im Bereich der Al-
terspflege, die sehr viel Wissen bereits öffentlich zugänglich anbieten. Daher sehen wir den 
vom Stadtrat beantragten Betrag von 45'000 Franken als viel zu hoch an. Wir sehen auch kei-
nen Grund, weshalb der Status quo noch in irgendeiner Form abgeklärt werden sollte. Was 
wollen Sie da noch abklären? Die bestehende Form gibt es seit Jahren, und es ist mittlerweile 
auch allen bekannt, dass die bestehende Form äusserst unbefriedigend ist. Ich denke da an die 
Doppelfunktion von Anbieter und Besteller, die in Aarau von der gleichen Person besetzt ist; 
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ich denke da an die Intransparenz der Rechnung für die Heimbewohnerinnen und -bewohner; 
ich denke da an den grossen operativen Verlust der Heime im letzten Jahr und die damit ver-
bundenen bevorstehenden Taxerhöhungen für die Heimbewohnerinnen und -bewohner. Es 
gibt viel zu tun in Aarau, was die Altersfragen betrifft. Deshalb ist es wichtig, dass einerseits 
Fachleute ihr Wissen einbringen, und andererseits, dass die Aarauer Heime eine Organisati-
onsform haben, mit der im Alltag schnell und kompetent zum Wohl der Seniorinnen und Se-
nioren entschieden werden kann. Um sich abschliessend über die geeignete Organisations-
form äussern zu können, werden detaillierte Informationen benötigt. Deshalb unterstützen wir 
grundsätzlich die Marschrichtung des Stadtrates, sind aber überzeugt, dass maximal 30'000 
Franken reichen werden und der Status quo nicht noch einmal abgeklärt werden muss. Aus 
diesen Gründen empfehlen wir Ihnen, den Abänderungsantrag der FDP zu unterstützen. 
 
Beat Krättli: "Es kommt nicht darauf an, wie alt man wird, sondern wie man alt wird." Die-
ses Zitat der Gerontologin und ehemaligen Bundesministerin Ursula Lehr fasst in einem Satz 
zusammen, worum es in dieser Debatte eigentlich geht: Es geht um die Weichenstellung für 
die Zukunft der Alters- und Pflegestrukturen der Stadt Aarau. Im Gegensatz zum eher "mage-
ren" REDI-Bericht liefert das Grundlagenpapier des Leiters Abteilung Alter, Markus Fontana, 
eine aufschlussreiche erste Auslegeordnung mit verschiedenen Varianten. Der Bericht sei an 
dieser Stelle verdankt. Wir vertreten, im Gegensatz zum Stadtrat und den Motionärinnen, die 
Ansicht, dass die Erstellung eines Fragenkataloges resp. eines Leistungsprofils in einer ersten 
Phase kostenneutral vorgenommen werden kann und soll. Wir sind ausserdem der Ansicht, 
dass wir im Sinne einer optimalen Planung frühestmöglich externe Leistungserbringer hinzu-
ziehen sollten, damit zusätzlich zu den politischen Betrachtungen eine möglichst breite, sach-
kompetente Entscheidungsgrundlage erstellt werden kann. Im August 2014 traf sich hier in 
Aarau ein dreiköpfiger Fraktionsausschuss der SVP sowie einer Vertreterin der FDP mit der 
Geschäftsleitung der Firma SENIOcare. Bei besagter Firma handelt es sich um den führenden 
privaten Anbieter von Wohn- und Pflegeheimen in der Schweiz. Es ist ein privatrechtliches 
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von rund 100 Millionen Franken, das insgesamt 27 
Wohn- und Pflegeheime mit über 1000 Betten und 160 altersgerechten Wohnungen betreibt 
und verwaltet, dies notabene im Auftragsverhältnis und unter Aufsicht von städtischen Be-
hörden. Mit über 1'200 Mitarbeitenden weist das Unternehmen Referenzprojekte in den Kan-
tonen AR, BE, GR, SG, SO, ZH und AG aus. Die Firma verfügt über eine eidgenössische 
Zertifizierung. Wir haben heute eine Liste mit weiteren Anbietern dem Stadtrat übermittelt. 
Ohne jetzt den einen oder anderen Anbieter priorisieren zu wollen, können wir bereits zum 
jetzigen Zeitpunkt in Erfahrung bringen, dass eine solche Firma genau diese Abklärungen in 
enger Zusammenarbeit mit den Behördenstellen vornehmen kann, ohne dass dabei Kosten für 
die Steuerzahlenden anfallen. Wieso für etwas bezahlen, was im Grunddienstleistungsangebot 
solcher Firmen inbegriffen ist? Wieso das Rad neu erfinden, wenn Referenzprojekte so zu 
sagen vor Aaraus Stadttoren liegen? In Rheinfelden finden Sie mit dem Projekt "Salmenpark" 
eines von zahlreichen Musterbeispielen, welche die fruchtbare Zusammenarbeit zwischen 
öffentlicher Hand und privaten Anbietern eindrücklich belegen. Ein informelles Gespräch 
zwischen Aaraus Behördenvertretern und Rheinfeldens Stadtpräsidenten Franco Mazzi wäre 
sicherlich nicht falsch und der Sache zuträglich. In Lenzburg wird im Sommer 2015 ein wei-
teres Wohn- und Pflegeheim den Betrieb aufnehmen, das über einen Leistungsauftrag der 
städtischen Behörden geführt wird. Die Liste solcher Erfolgsprojekte liesse sich beliebig wei-
terführen. Es erscheint von zentraler Bedeutung, von Anfang an eine saubere Projektierung in 
logischen und nachvollziehbaren Schritten transparent aufzugleisen. Das hierfür notwendige 
Knowhow, sowie die erforderlichen Ressourcen, sind unserer Ansicht nach nicht alleine 
durch die Verwaltung und Behörden beizubringen. Eine Zweit- oder Drittmeinung bei Projek-
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ten dieser Grössenordnung erscheint uns zwingend. Die logischen Entwicklungsschritte könn-
ten in etwa so aussehen: Bestandsaufnahme und Analyse des Marktes, des Standortes, der 
regionalen und überregionalen Angebote sowie der Bedürfnisse aller Anspruchsgruppen. An-
schliessend müsste eine Empfehlung in Bezug auf Standort, Finanzierung, Organisationsform 
und Form der Zusammenarbeit mit allenfalls externen Anbietern ausgearbeitet werden. Da-
nach folgt die Umsetzung. Durchschnittlich dauert ein solcher Prozess ca. 1 bis 2 Jahre, bis 
erste Ergebnisse erzielt und dem Souverän zur Abstimmung vorgelegt werden können. Im 
Falle eines Neubauprojektes müssen nochmals ca. 2,5 Jahre für die Ausarbeitung von Bauplä-
nen, Bewilligungsverfahren und Bauzeit hinzugerechnet werden. Bei der künftigen Ausgestal-
tung der städtischen Wohn- und Pflegeinfrastruktur haben wir es tatsächlich mit einem Gene-
rationenprojekt zu tun. Die Wichtigkeit einer sauberen Planung und späteren Umsetzung dürf-
te von links bis rechts unbestritten sein. Einfach einmal 30'000 oder 40'000 Franken zu spre-
chen, damit es vorwärts geht, entspricht nicht der Art Projektplanung, wie wir sie uns vorstel-
len. Wir vergeben uns überhaupt nichts, wenn wir uns in einer ersten Phase an den zahlreich 
vorhandenen Referenzprojekten orientieren und uns von entsprechenden Anbietern informie-
ren lassen. Und hierfür braucht es noch keinen einzigen Steuerfranken. Deshalb fordere ich 
Sie freundlich auf, liebe Kolleginnen und Kollegen sowohl auf der Ratslinken, als auch auf 
der Ratsrechten, jegliche politischen Scheuklappen und Partikularinteressen abzulegen und im 
Interesse einer nachhaltigen und zukunftsorientierten Alterspolitik alle Varianten unvoreinge-
nommen anzuschauen und möglichst viel Erfahrungspotential an Bord zu holen. Ich bitte Sie 
deshalb, den Abänderungsantrag der SVP zu unterstützen. Und lassen wir doch für einmal die 
leidige Diskussion über das Thema "In den Ausstand treten", obwohl wir ein unterschiedli-
ches Alterssegment haben.  
 
Angelica Cavegn Leitner, Vize-Stadtpräsidentin: Ich möchte kurz zu den beiden Abände-
rungsanträgen Stellung nehmen und zuerst erklären, wie der Stadtrat zu seinem Antrag ge-
kommen ist: In der letzten Zeit hat der Stadtrat intensiv über dieses Geschäft nachgedacht und 
diskutiert. Wir sind uns sehr bewusst, dass es ein ganz emotionales Thema ist. Es geht um 
Menschen, welche bei uns in den Altersheimen leben und arbeiten. Dieser Gedanke ist für uns 
ein sehr wichtiger Faktor. Der Stadtrat hat gesagt, dass es Eigenwirtschaftsbetriebe sind und 
er eine Entwicklung Richtung Aktiengesellschaft sieht. Er möchte aber, um das wirklich ganz 
sauber abklären zu können, dieses Geld beim Einwohnerrat abholen. Dies soll im Sinne eines 
Zeichens sein, damit der Stadtrat sieht, dass der Einwohnerrat auch in diese Richtung gehen 
möchte. Der Stadtrat ist sich klar bewusst, dass diese Abklärungen die Einwohnergemeinde 
bezahlen muss. Er möchte das nicht über die Taxen abrechnen. Deshalb wollte der Stadtrat 
eine ganz saubere Aufstellung machen. Es soll geklärt werden, was mit unseren Bauten ge-
macht wird, wie es mit dem Personal aussieht usw. Deshalb hat der Stadtrat diesen Antrag an 
den Einwohnerrat gestellt, und zwar im Sinne einer Vorentscheidung und der Auftragsertei-
lung an den Stadtrat, so weiterzumachen und alles anzuschauen. Anschliessend wird der 
Stadtrat das Geschäft wieder vor den Einwohnerrat bringen, um ihm alles ganz sauber aufge-
gleist zu präsentieren. Soviel zum Abänderungsantrag der FDP. Aus diesem Grunde kommt 
der Stadtrat auch mit dem Betrag von 45'000 Franken, denn wir möchten eine Transparenz 
hinbringen, welche absolut hoch sein muss. Noch ein paar Informationen zum Abänderungs-
antrag der SVP: SENIOcare und Tertianum haben bei der Stadt Aarau angefragt. Wir kennen 
also diese Anbieter und wissen auch, wer dahintersteht. Dazu ist einfach zu sagen, dass dieser 
Weg in die Privatwirtschaft führt. Es heisst zum Beispiel: "Prime Tower Besitzer kauft Al-
tersheime" oder "Immer mehr Investoren steigen ins Geschäft mit Alterszentren ein". Der 
Stadtrat hat bewusst nicht diesen Weg gewählt, denn es war für ihn keine Option, so vom Ei-
genwirtschaftsbetrieb weg zu gehen. Dazu steht der Stadtrat nach wie vor, aber mit welcher 
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Begründung? Markus Hutmacher hat es bereits gesagt, dass wir sehr gut mit den umliegenden 
Heimen vernetzt sind. Wir sind überall im Verwaltungsrat. Es gibt eine Erfahrungsgruppe, in 
welcher Verantwortliche verschiedenster Heime des ganzen Kantons zusammenkommen. 
Man hat die Vision, dass man eine Pflegeregion werden möchte. Im Kanton Aargau gäbe es 
ca. drei verschiedene solcher Pflegeregionen. Da gehören wir natürlich auch dazu. Ideen sind 
vorhanden, wie richtigerweise erwähnt wurde. Man möchte Kompetenzzentren gründen und 
einander stärken und unterstützen. Das möchten wir als Region. Wir haben überall ganz tolle 
Leute mit vielen Stärken. Diese Sachen möchten wir bündeln und als Region entwickeln. Der 
Stadtrat sieht nicht, dass wir das mit einer Unternehmung wie SENIOcare oder dem Terti-
anum tun möchten, da dies einfach sehr stark Richtung Privatisierung ginge. Deshalb – und 
jetzt schliesse ich den Kreis wieder – komme ich darauf zurück, dass der Stadtrat im Sinne 
einer Transparenz bei seinem Antrag, wie er ihn formuliert hat, bleiben will. Er möchte Ihnen 
wirklich noch einmal die Möglichkeit geben zu sagen, ob sie das wollen oder beim Status quo 
bleiben möchten. Aber so kann es sauber miteinander angeschaut werden.    
 
Hans Fügli: Mit der Ablehnung des Projektierungskredites im letzten Januar und der an-
schliessenden Überweisung der Motion Suter/Weiersmüller im vergangenen Frühjahr hat sich 
in der Alterspolitik etwas bewegt, was ich persönlich, und ich denke mit mir alle hier im Saal, 
sehr gut finde. Es ist lanciert und darüber müssen wir diskutieren. Wir werden alle alt und 
älter. Ich finde es gut, dass man darüber diskutiert und wir heute einen ersten Kreditantrag 
von 45'000 Franken vom Stadtrat für die Umsetzung der Motion entgegennehmen können. 
Das ist die Vorgeschichte. Sie ist allen hinlänglich bekannt. Was ist die Haltung der SP-
Fraktion? Wir finden die vertieften Abklärungen, wie sie der Stadtrat vorschlägt, sehr positiv. 
Aus Sicht der Ratslinken ist es uns sehr wichtig, dass der Stadtrat bei den zwei Varianten der 
Rechtsformänderung, welche er jetzt vorschlägt, die Vor- und Nachteile in der weiteren Ab-
klärung genau anschaut. Keine Variante darf bevorzugt behandelt werden und es dürfen aus 
unserer Sicht auch keine Vorspuren gelegt werden. Wir im Einwohnerrat entscheiden dann, 
welche Variante realisiert werden soll, das ist klar. Es ist ein politischer Entscheid von hoher 
Tragweite und es ist deshalb sehr wichtig, dass er sauber aufgegleist wird. Dafür braucht man 
halt Geld. Eine Rechtsformänderung hat weitreichende Konsequenzen für ganz viele Perso-
nen: Ich denke an die Angestellten, aber auch an uns, die keinen Einfluss mehr in die Tages-
geschäfte der Altersheime haben. Es ist ein Demokratieverlust, denn wir delegieren die Ver-
antwortung an den Stadtrat, welcher dort im Verwaltungsrat sitzt. Sonst haben wir nichts zu 
sagen. Auch der Landbesitzverlust kann angeführt werden, und ich könnte noch ein paar an-
dere Sachen aufzählen. Die Entflechtung bei der Stelle Alter finden wir super. Da lag viel-
leicht ein bisschen viel an Aufgaben bei Herrn Fontana. Ich komme nun zu den beiden Abän-
derungsanträgen: Aus den vorhin geschilderten Gründen ist es klar, dass wir den Antrag der 
FDP nicht unterstützen können. Beim Antrag der SVP komme ich zum selben Schluss: Beim 
ersten Telefongespräch mit Beat Krättli zu diesem Thema fand ich es toll, dass man etwas 
gratis erhalten würde, nichts machen müsste und sparen könnte. Ich habe mich im Internet 
dann etwas über diese Firma informiert. Es ist klar eine private Firma. Sie ist gewinnorien-
tiert, will etwas herausholen und Dividenden ausschütten können. Eine Privatisierung ist dort 
aber sicher. Die machen das nicht einfach gratis. Sie haben ein Ziel vor Augen. Sie wollen 
etwas verkaufen, was natürlich eben ihr Ziel ist. Ist das der Weg für Aarau? Das finden wir 
nicht unbedingt. Aus diesem Grunde unterstützen wir den Stadtrat mehrheitlich, dass er weite-
re Schritte gut kommuniziert, die angedachte Zusammenarbeit nützt und dass wir miteinander 
einen guten Weg finden.         
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Lukas Häusermann: Die CVP-Fraktion ist offen gesagt enttäuscht von der Botschaft und 
dem Antrag des Stadtrates, denn was heute erst beantragt wird, hätten wir gerne bereits in der 
Botschaft gehabt. Die Botschaft selbst ist aus unserer Sicht eine Zusammenstellung von Ideen 
und Möglichkeiten. Ein Konzept ist leider nicht oder noch nicht erkennbar. Für die CVP ist 
klar, dass die Organisation der Altersheime geändert werden muss und zwar möglichst 
schnell. Der heutige Status quo ist, das zeigt die Botschaft zumindest, zu komplex, von Parti-
kulärinteressen geprägt und zu langsam in der Entscheidungsfindung. Das sind alles Dinge, 
welche einer serviceorientierten und effizienten Dienstleistung an die Bewohnerinnen und 
Bewohner der Altersheime entgegenstehen. Was also bleibt? Für die CVP ist der Weg klar: 
Die gemeinnützige Aktiengesellschaft ist heute die zeitgemässe Organisationsform, welche 
auch eine politische Mehrheit finden kann. Reine Leistungsverträge mit privaten Anbietern 
gehen uns zu weit. Den Zeitplan, so wie er in der Botschaft skizziert ist, sehen wir als Mini-
malziel. Durch Straffung der Abklärungen und des Prozesses kann Zeit gewonnen werden, 
denn wir dürfen nicht vergessen: Am Entscheid für die Organisation hängen weitere Ent-
scheide bezüglich Sanierungen der Altersheime. Der Entscheid drängt also. Wir bitten des-
halb den Stadtrat, dem Einwohnerrat die entsprechende Grundlage zu liefern, damit wir ent-
scheiden können. Wir lassen uns in diesem Sinne auch von der SVP keinen Sand in die Au-
gen streuen. Ihr Antrag zielt aus unserer Sicht klar auf eine volle Privatisierung des Bereichs 
Alter ab. Dies ist für uns der falsche Weg, wie ich vorhin schon gesagt habe, und wird auch 
keine Mehrheit bei uns finden. Im Sinne einer Straffung des Prozesses unterstützen wir hin-
gegen den Antrag der FDP.  
 
Ulrich Fischer: Ich möchte noch Stellung nehmen für die Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – 
GLP: Eine Mehrheit unserer Fraktion präferiert ganz klar das Modell einer gemeinnützigen 
Aktiengesellschaft im Besitz der Stadt Aarau. Hier wurde v.a. in der FGPK so kritisch disku-
tiert, dass dann vielleicht die Anstellungsbedingungen nicht gut seien oder sich auch die Frage 
eines Austritts aus der Pensionskasse stellen würde. Wir sehen das gar nicht, denn wenn die 
Stadt Eigentümerin ist, ist sie frei, die Bedingungen zu gestalten. Wir fanden auch den Bericht 
der Firma REDI aussagekräftig. Wir finden, dass alle Abklärungen in die Richtung einer ge-
meinnützigen AG weisen. Es stellt sich deshalb die Frage, ob zusätzliche Abklärungen, wel-
che die Verselbstständigung dem Status quo gegenüberstellen, noch sinnvoll sind. Der Abän-
derungsantrag vom 7. November 2014 nimmt diese Überlegungen auf. Beide Anträge würden 
es der Stadtverwaltung ermöglichen, neue Organisationsformen adäquat abzuklären. Wir 
möchten trotz der vorherigen Überlegungen den Antrag des Stadtrates unterstützen. Es geht 
um eine grundsätzliche Entscheidung mit weitreichenden Folgen. Diese Entscheidung muss 
im Einwohnerrat breit abgestützt werden. Das ist nur mit einer umfassenden Abklärung mög-
lich.  
 
Beat Krättli: Offenbar ist meine Botschaft mit den Scheuklappen nicht ganz durchgedrun-
gen. Ich möchte ein paar Sachen richtigstellen: Hans Fügli hat absolut recht mit der Aussage, 
dass eine AG gewinnorientiert ist. Das heisst aber nicht, dass es eine Dividendenausschüttung 
geben muss. In Rheinfelden ist das beispielsweise nicht so. Und das ist genau eben Inhalt sol-
cher Leistungsprofile, welche man gestalten kann, wie man das möchte. Es geht nicht um ei-
nen Gang in die Privat- oder Staatswirtschaft. Das ist zu kurz gegriffen. Ich finde es bedenk-
lich und störend, wenn man von vorneherein ein Gespräch ablehnt und sich nicht orientiert. 
Man sagt einfach, es sei sowieso des Teufels, weil es die Privatwirtschaft sei. Mit denen rede 
man gar nicht. Lassen Sie sich doch informieren. Was vergeben wir uns denn damit, wenn wir 
da eine Stunde investieren? Bei einem solchen Projekt kann von einer Stadtbehörde erwartet 
werden, dass sie sich unvoreingenommen informieren lässt und nicht nur auf dem Internet 



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 10. November 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 319 

 

schaut, wo diese Firmen überall tätig sind. Vielleicht haben diese Firmen ja sogar eine gute 
Idee? Wenn man das nicht tut, sind das für mich Scheuklappen und so werden wir auch in 
zwei oder drei Jahren noch an demselben Thema herumkauen.    
 
Markus Hutmacher: Um es vorwegzunehmen: Wir stimmen dem stadträtlichen Antrag zu. 
Die Abänderungsanträge der FDP und SVP lehnen wir ab. Sollte sich einer dieser Anträge 
durchsetzen, werden wir das Geschäft als Ganzes ablehnen. Das sind vielleicht Scheuklappen, 
aber wir haben gewisse Grundvorstellungen, was staatliche, und was private Leistungen sind. 
Für uns sind bei diesem Geschäft folgende Punkte zentral: Die Änderung der Organisations- 
und Gesellschaftsform darf für die Bewohner und Angestellten der Heime zu keiner Ver-
schlechterung der Lebens- resp. Arbeitsbedingungen führen. Ein Verkauf und die Privatisie-
rung der Altersheime lehnen wir ab. Die würdige Betreuung von alten Menschen ist eine zent-
rale öffentliche Aufgabe. Entsprechend sehen wir wenig Spielraum für private Beteiligungen 
an einer gemeinnützigen AG. Da die Stadt dadurch nach wie vor in der Rolle der Eigentüme-
rin der Altersheime sein wird, wird der Handlungsspielraum der gemeinnützigen AG auch 
eingeschränkt. Entsprechend wichtig werden bei der Überprüfung und dem Vergleich mit 
einem Eigenwirtschaftsbetrieb Detailfragen sein. Darum begrüssen wir es, dass die Abklärun-
gen sehr detailliert gemäss Fragenkatalog erarbeitet werden. Weiter erwarten wir, dass die 
Arbeiten wirklich ergebnisoffen, aber auch mit einer grossen Sorgfalt durchgeführt werden. 
Der vorliegende Bericht ist für uns doch eher voreingenommen zu Gunsten einer gemeinnüt-
zigen AG. Für uns ist aber zum Beispiel das Argument, dass eine AG schneller und schlanker 
reagieren kann, nicht zwingend positiv. Die Betreuung alter Menschen bedingt für uns sicher 
nicht Schnellschüsse eines Verwaltungsrates oder einer Geschäftsleitung, sondern sollte durch 
Beständigkeit und vorausschauender Planung langfristig sichergestellt werden. Wir sind des-
halb überhaupt nicht sicher, welche Lösung am Schluss die richtige sein wird, resp. vermuten 
wir, dass es gar keine richtige Lösung geben wird. Je nach politischer Gewichtung wird dann 
im Herbst 2015 das vorliegende Ergebnis sicher auch kontrovers beurteilt werden. 
 
Eva Schaffner: Ich möchte Beat Krättli danken für das Gesprächsangebot, denn ich finde, 
dass es tatsächlich sehr wichtig ist, ohne Scheuklappen alle Möglichkeiten anzuschauen. 
Grundsätzlich ist es sehr wichtig, zwei Sachen nicht zu verwechseln: Die Rechtsform einer 
Gesellschaft hat nichts damit zu tun, ob man eine Reorganisation macht oder nicht. Den Sta-
tus quo anzuschauen heisst nicht, dass man nicht die Art der Heimführung oder wie diese 
Heime aufgestellt sind, reorganisieren kann. Aus diesem Grunde ist es sehr wichtig, den Sta-
tus quo auch anzuschauen. Das ist sicher im Sinne von Beat Krättli. Grundsätzlich gibt es 
noch etwas zu sagen: Es ist nicht so, dass ein privates Monopol einfacher als ein öffentliches 
zu kontrollieren ist. Ganz im Gegenteil, da fehlt dann eben die politische Kontrolle. Und übri-
gens hat man dieses Experiment in Aarau ja auch schon gemacht bei der IBAarau AG. Dort 
hat man festgestellt, dass man nicht mehr denselben Einfluss hat wie vorhin. Aus diesem 
Grunde möchte ich wirklich allen ans Herz legen, den stadträtlichen Antrag zu unterstützen, 
und im Sinne der SVP die Scheuklappen wegzulegen und alle Optionen zu prüfen. 
 
Susanne Heuberger: Ich bin überzeugt, wenn das so weitergeht, sind wir in zwei oder drei 
Jahren auch noch nicht viel weiter. Hier im Saal herrscht die Meinung vor, wie ich das wahr-
nehme, dass man möglichst keine politische Macht abgeben will. In der Altersfrage und der 
Alterspflege ist es aber genau das, was wir zur Seite legen müssen, um überhaupt einen 
Schritt weiter zu kommen. Sie geben uns nicht einmal die Gelegenheit, eine solche Firma 
anhören zu lassen. Man könnte z. B. sagen, das Geschäft komme noch einmal auf die nächste 
Traktandenliste. Man würde unterdessen das Angebot annehmen, mit einer solchen Firma 
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oder auch zwei Firmen zusammenzusitzen. So könnten Sie sich das erklären lassen, was wir 
Ihnen heute Abend erklären wollten, aber anscheinend so nicht funktioniert hat. Das wäre 
machbar. Der Stadtrat will das nicht. Die Ressortinhaberin ist von mir vor zwei Monaten auf 
dieses Angebot aufmerksam gemacht worden. Alle Unterlagen sind ihr übergeben worden. 
Ich habe ihr auch gesagt, wenn sie sich scheue, direkt mit einer solchen Firma in Kontakt zu 
treten, wie es Beat Krättli gesagt hat, solle sie sich doch an die politische Ebene solcher Ge-
meinden wenden, in denen solche Projekte funktionieren. Aber anscheinend schlägt man alle 
Empfehlungen in den Wind. Ich sage Ihnen, dass das Knowhow weder im Stadtrat noch bei 
uns im Einwohnerrat besteht, um das am Schluss so abklären zu können, dass es gut heraus-
kommt. Wenn wir heute Abend mit dem stadträtlichen Antrag 45'000 Franken bewilligen – 
und wenn ich das Barometer richtig wahrnehme, wird das so durchkommen – bringt uns das 
keinen einzigen Schritt weiter. Es bringt uns noch einen Schritt rückwärts. Hans Fügli hat 
gesagt, er sei froh, dass etwas ginge seit der Rückweisung des Golattikredits im Februar und 
er sei froh, dass etwas mit dieser Motion passiere. Es geht aber gar nichts. Ich bin enttäuscht 
von den Motionärinnen, dass sie sich mit diesem REDI-Bericht zufrieden erklären. Ich weiss 
nicht, ob Sie ihn gelesen haben. Er besteht aus zehn Seiten. Auf der ersten Seite steht der Ti-
tel, auf der zweiten ein Inhaltsverzeichnis mit drei oder vier Punkten, auf der dritten und vier-
ten Seite eine Zusammenfassung des ausführlichen Berichtes, welcher 3 ¼ Seiten lang ist und 
hinten kommt noch eine nichtssagende Aufstellung. Solche Berichte kann man in den Papier-
korb werfen. Für solche Berichte braucht man 2 ½ Jahre. Ich finde es schwierig, wenn der 
Stadtrat nicht bereit ist, irgendwo Hand zu bieten, dass man einen Schritt vorwärts kommt, 
und zwar mit verschiedenen Ressortinhabern, mit Michael Ganz als Vorgänger und jetzt mit 
Frau Cavegn Leitner. Ich finde, wir sollten uns von dem ewigen Machtanspruch lösen, ir-
gendwo mitbestimmen zu können. Wir verstehen zu wenig davon, um mitbestimmen zu kön-
nen. Genau deshalb sind wir an diesem Punkt angekommen, an dem wir jetzt stehen. Ich darf 
Ihnen beliebt machen, unseren Antrag zu unterstützen. Ich stelle den Ordnungsantrag auf 
Vertagung des Geschäfts auf die nächste Sitzung. In dieser Zeit sollen Sie die Gelegenheit 
haben, und das würden wir organisieren, mit einer solchen Firma an den Tisch zu sitzen und 
sich das Modell, für welches sich der Stadtrat anscheinend verweigert, überhaupt nur anzuhö-
ren. Es soll eine Informationsveranstaltung geben. Nachher kommen wir wieder zusammen an 
der nächsten Einwohnerratssitzung und schauen, ob wir immer noch derselben Meinung sind 
oder ob Sie vielleicht doch irgendwo das Gefühl gehabt haben, man könnte noch in eine ande-
re Richtung sondieren. Mit dem, was der Stadtrat vorschlägt, sind wir einfach weiterhin auf 
dem Holzweg.  
 
Angelica Cavegn Leitner, Vize-Stadtpräsidentin: Ich nehme gerne noch einmal kurz Stel-
lung dazu: Ich habe das Gefühl, dass wir in den letzten zehn Monaten sehr intensiv gearbeitet 
haben. Es ist sehr viel passiert. Der Stadtrat hat Ihnen nun seine Idee vorgestellt. Lukas Häu-
sermann hat gesagt, er hätte sich vielleicht etwas mehr gewünscht. Der Stadtrat hat aber auch 
aufgenommen, dass der Einwohnerrat früher in den Prozess eingebunden werden möchte. Das 
hat der Stadtrat jetzt hier genau getan. Er kommt nicht mit einem fertigen Paket, sondern 
möchte mit Ihnen darüber diskutieren. Ich verwehre mich ein bisschen dagegen, so ange-
schossen zu werden, dass man keinen Kontakt mit SENIOcare und Tertianum gehabt habe. 
Wir sind im ganzen Kanton sehr vernetzt. Der Grossteil der Heime im Kanton arbeitet nicht 
mit SENIOcare oder dem Tertianum zusammen, weil sie auch die Meinung vertreten, man sei 
sonst in einem Bereich drin, der zu weit im privaten Bereich stehe. Das ist die Meinung des 
Stadtrates. Ich mache Ihnen beliebt, den Ordnungsantrag nicht anzunehmen, denn wir brau-
chen eine Entscheidung, um weiterarbeiten zu können. In diesem Sinne empfehle ich Ihnen 
den Ordnungsantrag zur Ablehnung.    
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Ordnungsantrag auf Vertagung des Geschäftes auf die nächste 
Sitzung 
 
Der Ordnungsantrag wird mit 33 Nein-Stimmen gegen 11 Ja-Stimmen abgelehnt. 
 
 
Lukas Häusermann: Ich wollte noch schnell etwas ergänzen bez. Organisation in der städti-
schen Verwaltung bzw. einer Ausgliederung in eine AG: Gleich heute stand in der Zeitung, 
dass der Verein esak moniert hat, dass zwar die IBAarau AG, welche notabene verselbstän-
digt worden ist, schon sehr weit mit der Umsetzung der Energieziele sei, welche sich die Stadt 
Aarau gesetzt habe, hingegen die Stadtverwaltung bis jetzt noch nichts auf die Reihe bekom-
men habe und die Massnahmen erst 2016 – 2018 umsetzen wolle. Also nur so viel zur unter-
schiedlichen Effizienz und Schnelligkeit beim Umsetzen von Massnahmen.    
 
Silvia Dell'Aquila: Mich wundert immer wieder, wie die SVP handelt, v.a. in den letzten 
beiden Sitzungen. Sie müssen einfach Klartext reden: Sie wollen diese Altersheime verkau-
fen. Das ist einmal der erste Punkt. Der zweite Punkt ist immer wieder der Umgang mit der 
Wahrheit. Wir haben gehört, dass die Kontakte vorhanden gewesen sind. Man weiss, wenn 
man sich etwas in dieser Szene auskennt, wohin diese Firmen wirtschaften. Ich hoffe wirk-
lich, dass sich die Mehrheit gegen den SVP-Antrag stellt. Auch wenn wir in Richtung einer 
Verselbständigung gehen, müssen wir ein wenig Einfluss haben. Wir können unsere Heime 
nicht einfach an Personen verkaufen, welche damit Gewinn machen wollen. Somit ist eigent-
lich alles gesagt. 
 
Alexander Umbricht: Ich frage mich im Moment, ob wir eine Debatte über die Modellwahl 
oder über die Auslegeordnung führen. Meines Erachtens, aber vielleicht habe ich es falsch 
verstanden, geht es darum, ob wir heute eine Auslegeordnung bestellen wollen. Wir haben 
jetzt aber die Debatte darüber, ob es eine Privatisierung, "Business as usual" oder was auch 
immer geben solle. Ich habe das Gefühl, dass wir etwas am Thema vorbei diskutieren. Ich bin 
der Meinung, dass es eine Auslegeordnung braucht. Das heisst aber auch nicht nur von einer 
Firma, bei der sicher ist, wenn sie es im Wert von 45'000 Franken gratis macht, dass sie eine 
"heilige Agenda" hat. Ich finde es schon auch etwas speziell, das als Auslegeordnung zu be-
zeichnen. Wenn ich mir überlege, wie lange wir heute schon diskutieren, wo es doch nur um 
die Auslegeordnung geht, und dann daran denke, dass es irgendeinmal eine Volksabstimmung 
braucht, und zwar egal, für welches Modell wir uns entscheiden, wenn es eine Änderung gibt, 
so muss ich sagen, dass wir ja eine Mehrheit brauchen. Eine Mehrheit erhält man nicht, wenn 
man nur etwas evaluiert, sonst macht man sich sehr angreifbar. Ich würde Ihnen beliebt ma-
chen, dem Stadtrat mit der Bitte Recht zu geben, das Vorhaben etwas breiter abzuklären. Viel-
leicht müsste man tatsächlich auch abklären, was eine volle Privatisierung bedeuten würde, 
um wirklich die ganze Auslegeordnung zu haben. Man kann dann immer noch entscheiden.  
 
Angelica Cavegn Leitner, Vize-Stadtpräsidentin: Jetzt habe ich noch eine Frage zum Vo-
tum von Alexander Umbricht: Wenn ich das jetzt richtig interpretiere, möchten Sie dann noch 
ergänzend, dass der Stadtrat nebst den beiden Varianten noch etwas anderes abklären soll? 
Der Stadtrat müsste wissen, was er anschliessend machen solle.  
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Alexander Umbricht: Ich traue mir die Fachkompetenz nicht zu, sagen zu können, welche 
Modelle abgeklärt werden müssten, da ich gar nicht weiss, welche Modelle es alles gäbe. Da 
halte ich es genau gleich wie Susanne Heuberger, welche sagte, dass das Knowhow nicht vor-
handen ist. Dafür möchte ich ja 45'000 Franken an städtischem Geld ausgeben, damit man 
grundsätzlich die Abklärungen von irgendwelchen Profis durchführen lassen kann. Deshalb 
stelle ich da auch keinen Abänderungsantrag. Es ist der Wunsch, dass der Stadtrat die Abklä-
rungen möglichst breit und umfassend durchführt.   
 
Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich danke für diese Präzisierung und nehme das so 
auf. Ich möchte einfach noch einmal klar und deutlich sage, dass es drei verschiedene Paar 
Schuhe sind. Der Stadtrat möchte jetzt gerne diese Auslegeordnung durchführen, wenn Sie 
uns dazu die Finanzen sprechen. Es ist aber völlig klar, dass es irgendwann darum gehen 
wird, zu entscheiden, in welche Richtung wir mit unseren Altersheimen gehen wollen. Da ist 
der Einwohnerrat Partner vom Stadtrat. Wir wollen miteinander schauen, dass wir eine gute 
Lösung finden. Der Stadtrat sagt aber klar, und damit wiederhole ich mich, dass eine Privati-
sierung für ihn zu weit geht. Dieses Statement gibt der Stadtrat hier ab. Deshalb möchte ich 
Ihnen noch einmal beliebt machen, den Antrag so, wie er vom Stadtrat formuliert worden ist, 
anzunehmen.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, 
kommen wir zur 
 
Vorabstimmung 1 über die Abänderungsanträge der FDP und der SVP: 
 
Antrag FDP Der Einwohnerrat möge einen Kredit von 

maximal Fr. 30'000.-- für die vertiefte Ab-
klärung (inkl. Aufzeigen der notwendigen 
Umsetzungsschritte) zur Verselbständigung 
der städtischen Altersheime bewilligen. 
 

19 Stimmen 

Antrag SVP Die erforderlichen Abklärungen für die 
Verselbständigung der städtischen Alters-
heime unter Einbezug aller Varianten (inkl. 
Aufzeigen der notwendigen Umsetzungs-
schritte) sind in Zusammenarbeit mit dem 
Stadtrat durch einen oder mehrere private 
Anbieter kostenneutral vorzunehmen. Der 
Einwohnerrat möge das städtische Kredit-
begehren über Fr. 45'000.-- ablehnen. 
 

10 Stimmen 

 
Der Antrag der FDP hat obsiegt. 
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Vorabstimmung 2 über den Abänderungsantrag der FDP: 
 
Antrag FDP Der Einwohnerrat möge einen Kredit von 

maximal Fr. 30'000.-- für die vertiefte Ab-
klärung (inkl. Aufzeigen der notwendigen 
Umsetzungsschritte) zur Verselbständigung 
der städtischen Altersheime bewilligen. 
 

19 Stimmen 

Antrag Stadtrat Der Einwohnerrat möge einen Kredit von 
Fr. 45'000.-- für die vertiefte Abklärung zur 
Verselbständigung der städtischen Alters-
heime in eine gemeinnützige Aktiengesell-
schaft versus Status quo mit Entflechtung 
der beiden städtischen Stellen Fachstelle 
Alter und Regionale Informationsstelle Alter 
Aarau bewilligen. 
 

26 Stimmen 

 
Der Antrag des Stadtrates hat obsiegt. 
 
 
Schlussabstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 27 Ja-Stimmen gegen 15 Nein-Stimmen folgenden 
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat bewilligt einen Kredit von Fr. 45'000.-- für die vertiefte Abklärung zur 
Verselbständigung der städtischen Altersheime in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft ver-
sus Status quo mit Entflechtung der beiden städtischen Stellen Fachstelle Alter und Regionale 
Informationsstelle Alter Aarau. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 9 
 

GV 2014 - 2017 / 74 
 

80. Wohnbaugenossenschaft Goldern: Neufassung Baurechtsvertrag - Ge-
nehmigung 
 

 
Mit Botschaft vom 20. Oktober 2014 unterbreitet der Stadtrat dem Einwohnerrat zu diesem 
Geschäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge den Baurechtsvertrag zwischen der Wohnbaugenos-

senschaft Goldern und der Einwohnergemeinde Aarau für die Baurechtsfläche 
von 9143 m2 (Parzelle 3808) mit einer zusätzlichen Nutzfläche (Grünzone) 
genehmigen. 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 28. 
Oktober beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme. Auf ein Kommissionsreferat wird 
verzichtet. 
 
Christian Oehler: Grundsätzlich kann dem stadträtlichen Antrag zur Erneuerung des Bau-
rechtsvertrags Goldern für die Wohnbaugenossenschaft zugestimmt werden. Aber es sind 
doch einige Punkte, welche nicht optimal sind. Diese müssen erwähnt werden: Der massge-
bliche Landwert von 380 Fr./m2 ist absolut keine Marktgrösse. Der Verkehrswert mit 
600 Fr./m2 ist realistisch und sollte eigentlich die Basis für den Baurechtsvertrag sein. Mit 
dem grosszügigen Entgegenkommen der Stadt hat es da diverse Subventionen. 1. Subvention: 
Die Reduktion von 600 Fr./m2 auf 420 Fr./m2. 2. Subvention: die spezielle Vergünstigung von 
der öffentlichen Hand mit einem nochmaligen Abschlag von 40 Fr./m2.  3. Subvention: Der 
Baurechtszinssatz wird um ¼ % reduziert, und zwar auf der Basis des Zinssatzes AKB für 
variable Hypotheken im 1. Rang. Der heutige Baurechtsvertrag, so wie er heute zur Abstim-
mung vorliegt, leistet somit einen grossen Beitrag an die städtische Wohnpolitik für bezahlba-
ren Wohnraum. Es ist zu hoffen, dass mit diesem Engagement für günstigen Wohnraum die 
Genossenschaft auch die Mieterschaft mit mässigen Einkommen berücksichtigt. Doch wie 
prüft man dann die Einkommensverhältnisse, um nicht plötzlich eine Situation wie bei den 
städtischen Wohnungen in Bern zu erhalten, wo Gutverdienende in subventionierten Woh-
nungen leben. Das ist eine heikle, offene Frage, welche nicht beantwortet ist. Wir sehen bei 
diesem Vertrag doch einen verzerrten Wettbewerb, und es ist kein freier Markt erkennbar, 
was unsere Fraktion wirklich erheblich stört. Wir hoffen, dass sich zukünftige Verhandlungen 
mehr am Markt orientieren und weniger Subventionen erfolgen. Auch wenn der jetzige Ver-
trag in zehn Jahren neu beurteilt und die entsprechenden Landwerte angepasst werden, erwar-
ten wir ganz klar ein besseres Vorgehen. Trotz diesen unschönen Punkten können wir dem 
stadträtlichen Antrag zustimmen.    
 
Susanne Heuberger: Günstiger Wohnraum wird immer seltener. Deshalb kommt den Bemü-
hungen von Wohnbaugenossenschaften eine immer grössere Bedeutung zu. Die Wohnbauge-
nossenschaft Goldern leistet seit über 60 Jahren sehr viel. Wir estimieren dieses Engagement. 
Heute Abend geht es um einen Baurechtsvertrag, welchen wir mit einer Bindung von 80 Jah-
ren absegnen sollen. An diesen 80 Jahren haben wir überhaupt nichts einzuwenden. Das ist 
für uns sinnvoll. Es ermöglicht der Wohnbaugenossenschaft, die riesigen Investitionen, wel-



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 10. November 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 325 

 

che Ersatzneubauten mit sich bringen, auch einigermassen tragen und den Preis der neuen 
Wohnungen dann auch niedrig halten zu können. Wir unterstützen diese 80 Jahre also sehr, 
wie ich eben gesagt habe. Wir finden aber, dass man bei einem solchen Geschäft ganz genau 
hinschauen müsste. Das ist ganz wichtig. Wir vermissen auch ein paar Punkte. Sie gehen ei-
gentlich in dieselbe Richtung, wie vorhin Christian Oehler ausgeführt hat. Das eine ist der 
Baurechtszins. In der Botschaft ist auf Seite 3 aufgelistet, wie sich dieser zusammensetzt. Der 
Verkehrswert beträgt 600 Franken. Bereits in der FGPK ist auf die entsprechende Frage ge-
antwortet worden, dass es eigentlich wirklich das unterste Limit sei. Der Verkehrswert ist 
wirklich sehr, sehr tief. Wir von der SVP finden, dass wir da immer noch dahinterstehen kön-
nen. Beim Basis-Landwert werden 70 % des Verkehrswerts von 600 Franken gerechnet. Das 
macht die 420 Franken aus. Dort sehen wir schon etwas, das uns vielleicht etwas aufhorchen 
lässt: Normalerweise werden bei der Stadt 80 % gerechnet, und zwar auch bei Baugenossen-
schaften. So war es bei der Aarenau der Ortsbürgergemeinde im Scheibenschachen. Laut 
Auskunft der Stadtverwaltung ist tendenziell auch anzustreben, den Prozentsatz von 70 % auf 
80 % anzuheben. Auch der Basis-Landwert von 420 Franken ist der Wohnbaugenossenschaft 
gegenüber sehr, sehr entgegenkommend. Dazu kommen die speziellen Vergünstigungen der 
öffentlichen Hand von 40 Franken pro Quadratmeter. Das sind noch einmal rund 10 % auf 
den Basis-Landwert. Bei dieser speziellen Vergünstigung haben wir wirklich besonders gut 
hingeschaut. In der FGPK ist eine entsprechende Frage gestellt worden. Die Auskunftsperson 
meinte, es gäbe keine Vergünstigung durch die öffentliche Hand. Hier in der Botschaft ist sie 
sauber ausgewiesen. Das ist ein Widerspruch par excellence. Das dürfte eigentlich gar nicht 
passieren. Ich frage mich, was man da glauben soll. Ich komme nun zu den Subventionen: 
Auch diese finden wir von der SVP immer noch in Ordnung. Aber wenn man subventioniert, 
möchten wir gerne wissen, was wir genau subventionieren. Bei dieser Wohnbaugenossen-
schaft Goldern vermissen wir immer noch die genauen Statuten, obwohl ich unterdessen Zu-
gang hatte. Wir sind der Meinung, diese Statuten müssten bekannt sein, wenn man insbeson-
dere auf günstige Konditionen noch Vergünstigungen der öffentlichen Hand draufsetzt. Es 
müsste insbesondere bekannt sein, wer berechtigt ist, welche Berechtigungskriterien es gibt 
und wie diese allenfalls kontrolliert werden. Das ist leider eine Fehlanzeige. Der Stadtrat hat 
den Vertrag so genehmigt, ohne konkret zu wissen, welche Vergabekriterien in dieser Wohn-
baugenossenschaft Usanz sind. Von mir aus gesehen ist es fahrlässig, einen solchen Vertrag 
abzuschliessen, ohne sich genau zu erkundigen, wie diese Regelungen sind. Das ist Subventi-
on im Giesskannenprinzip. Wir wissen aus Fällen von Bern und Zürich, dass uns die Kon-
trollmechanismen noch beschäftigen werden. Das ist ein Thema. Der Wohnbaugenossen-
schaft Goldern können wir im Prinzip nicht bei den Kriterien dreinreden. Ich denke, wenn von 
der öffentlichen Hand Zuschüsse gesprochen werden, muss klar sein, wohin diese fliessen und 
v.a., wer davon profitiert. In den Satzungen steht unter den Grundsätzen zur Vermietung, 
Vermietungsreglement, an wen diese Wohnungen vermietet werden. In erster Linie sind das 
Mitarbeiter/-innen von der Post, der Swisscom, der SBB, der allgemeinen Bundesverwaltung 
und der RUAG. Das ist geschichtlich gegeben. Nachher kommen die aktiven Mitarbeiter/-
innen von Organisationen und Pensionskassen. Hier werden zwei genannt. Sie werden auch 
an pensionierte Mitarbeiter/-innen vermietet und in letzter Linie an übrige Bewerber. Wie 
aber die Kriterien sind, um dann die Wohnungen zu bekommen und welches Einkommen 
oder Vermögen z. B. massgebend ist oder eine konkrete Belegungszahl, also wie viele Perso-
nen z. B. eine Vierzimmerwohnung zugute haben, das alles vermissen wir in diesen Statuten. 
Es kann nicht sein, dass z. B. Einzelpersonen Vierzimmerwohnungen belegen und günstigen 
Wohnraum haben. Hier besteht Handlungsbedarf von der Wohnbaugenossenschaft Goldern. 
Da ist eigentlich gar nicht viel geregelt. Der Vorstand ist in Eigenkompetenz zuständig, wem 
er die Wohnungen vergeben will, ohne Rechenschaft gegenüber der Generalversammlung 
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ablegen zu müssen. Eine Stadt, welche sich nicht einmal die Mühe macht, diese Statuten ein-
zusehen, handelt eigentlich fast grobfahrlässig. Deshalb finden wir, dass unter diesen Bedin-
gungen die speziellen Vergünstigungen der öffentlichen Hand für uns nicht infrage kommen, 
ausser die Stadt würde sich ganz klar dafür einsetzen, dass diese Kriterien transparent sind. 
Ich glaube, es ist sowohl bei der Ratslinken als auch der Ratsrechten ein Konsens vorhanden, 
dass bei einer allfälligen Subvention ganz klare Kriterien vorliegen müssen. Diese müssen 
transparent sein. Man kann nicht einfach nach dem Giesskannenprinzip subventionieren, 
wenn man nicht einmal weiss, wer da profitiert. In diesem Sinne machen wir von der SVP 
beliebt, den Vertrag zurückzuweisen und insbesondere über diesen Zuschuss der öffentlichen 
Hand von 40 Fr./m2 noch einmal Verhandlungen zu führen resp. sich Garantien geben zu las-
sen, wer dann da am Schluss wirklich profitiert. Das ist wirklich ein sehr grosses Entgegen-
kommen gegenüber der Wohnbaugenossenschaft Goldern. So, wie es im Moment aussieht, 
sind einfach die Hausaufgaben nicht gemacht worden. Es wäre eine kurze Sache gewesen, so 
etwas einzufordern. Das wurde nicht getan. Man hat z. B. auch nicht von der Verwaltung aus 
der Präsidentin der Wohnbaugenossenschaft die Botschaft von heute Abend zugestellt. Sie 
wusste bis heute vor dem Mittag nicht, was unsere Grundlagen überhaupt sind, um über die-
sen Baurechtsvertrag abzustimmen. Ich denke, da hat es einfach Potential, welches nicht ge-
nutzt worden ist. Es ist schade, wenn man aneinander vorbeiredet resp. eben nicht miteinander 
spricht. In diesem Sinne kann die SVP dem Vertrag, wie er jetzt vorliegt, nicht zustimmen. 
Subventionen nach dem Giesskannenprinzip ohne konkrete Vergabekriterien kommen von 
uns von der öffentlichen Hand aus nicht infrage. Wenn das vorhanden ist, sagen wir auch 
nicht Nein zu einer solchen, zusätzlichen Subvention. Wir möchten diesem Projekt nicht im 
Wege stehen, aber wir finden, Transparenz ist hier das A und O.                 
 
Andrea Dörig: Ich möchte mich hier eigentlich ganz kurz halten und nicht so lange wie mei-
ne Vorrednerin werden: Die SP-Fraktion begrüsst es sehr, dass die Stadt der Wohnbaugenos-
senschaft das Land für weitere 80 Jahre zur Verfügung stellt, und zwar im Baurecht. Wohn-
baugenossenschaften helfen einer Gemeinde dabei, erschwinglichen Wohnraum anbieten zu 
können. Das soll unbedingt unterstützt und gefördert werden. Mit der Abgabe im Baurecht 
bleibt zudem die Einflussnahme der Stadt Aarau zur Nutzung des Gebietes auch nach Ablauf 
der Verträge weiterhin erhalten. Die SP-Fraktion unterstützt einstimmig diese Vorlage. 
 
Peter Jann: Ich habe eigentlich eine Frage an den Stadtrat. Das Geschäft ist für mich unum-
stritten, aber mir sind die Einwände sinnvoll und plausibel erschienen. Meine Frage ist, ob die 
Stadt beim gesamten Vertrag noch eine Ergänzung machen kann, dass die Generalversamm-
lung der Wohnbaugenossenschaft im April 2015 allenfalls noch eine Statutenänderung durch-
führen könnte. Die Frage ist, ob die Stadt das noch in den Vertrag einbringen kann.   
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Zuerst danke ich Ihnen dafür, dass dieses Geschäft über-
haupt wohlwollend aufgenommen worden ist. Es ist im Grundsatz nicht bestritten, dass die 
Wohnbaugenossenschaft Goldern unterstützt wird. Es wurde als eine sinnvolle und wichtige 
Aufgabe angesehen, dass Wohnbaugenossenschaften günstigen Wohnraum zur Verfügung 
stellen. Man konnte in diesen Tagen wiederum in den Zeitungen lesen, dass auch im Aargau 
günstiger Wohnraum eigentlich zur Mangelware wird. Christian Oehler hat die ganze Rech-
nung der Entstehung des Zinses hergeleitet. Es ist tatsächlich so, dass der Zins vom Ver-
kehrswert aus gerechnet verschiedene Reduktionen erfährt. Frau Heuberger hat auch darauf 
hingewiesen. Die Berechnungen sind sozusagen etwas historisch aus der Bodenpolitik des 
Stadtrates der Sechzigerjahre gewachsen. Damals fing man an, solche Baurechte für Gewerbe 
v.a. in der Telli zu vergeben. Diese sind ja heute noch gültig. Man vergab Baurechte auch an 
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öffentliche Institutionen und Wohnbaugenossenschaften. Man vertrat die Haltung, dass man 
gute Voraussetzungen schaffen wollte, damit solche Aktivitäten unter vergünstigten Bedin-
gungen stattfinden konnten. Historisch ist gewachsen, dass nun dazu verschiedene Abschläge 
kommen. Der Verkehrswert ist schon so gelegt, dass man sagen kann, er sei sehr entgegen-
kommend. Dann hat es eine Reduktion gegeben, weil man gesagt hat, ein Baurecht sei eigent-
lich nicht dasselbe wie Wohneigentum. Das ist eine Einschränkung. Irgendeinmal geht das 
Eigentum ja wieder an die Stadt zurück oder kann theoretisch wieder an die Stadt zurückge-
hen. Die Stadt kann am sich steigernden Landwert partizipieren. Also gibt es auch da eine 
Reduktion. Unterstützung gewährte man tatsächlich auch noch, weil günstiger Wohnungsbau 
im Speziellen subventioniert wurde. Beim Stadtrat ist, auch im Zusammenhang mit anderen 
Baurechten, diese Praxis und die Fragen dazu nun klar und deutlich auf den Tisch gekommen. 
Man hat sich geeinigt, dass man diese Fragen einmal separat anschauen möchte, v.a. auch auf 
die Zukunft hin gesehen. Es geht darum, bei auslaufenden Baurechten oder bei Baurechten, 
bei denen nach 10 Jahren der Mietzins resp. der Baurechtszins angepasst wird, genauer hinzu-
schauen. Man möchte sich einmal Gedanken machen, ob dieser Basis-Landwert überhaupt 
noch richtig ist. Diesen Auftrag hat sich der Stadtrat selber gegeben. Er wird sich in einer der 
nächsten Stadtratssitzungen darüber beugen. Das also zuerst einmal zur Klärung, wie das his-
torisch gewachsen ist. Der vorliegende Vertrag ist im Frühling von der GV der Wohnbauge-
nossenschaft gutgeheissen worden. Der Stadtrat hat ihn im Frühling ebenfalls gutgeheissen, 
natürlich vorbehältlich der Zustimmung des Einwohnerrates. Das ist ja klar. Es ist so, dass 
man im Detail diese Statuten nicht auf das hin durchleuchtet hat. Es ist auch so, dass man das 
nicht verknüpft hat. Diese Wohnbaugenossenschaft gibt es ja bereits seit 1958/1960. Sie hat 
die Wohnungen immer nach ihren Statuten vergeben. Sie haben den Zweck so umschrieben, 
wie das Susanne Heuberger vorhin erwähnt hat. Sie haben die Wohnungen insbesondere mit 
dieser Zweckbestimmung an Familien, Betagte und behinderte Menschen vergeben. Auf die-
ser Grundlage hat der Stadtrat den neuen Vertrag wieder ausgehandelt und hat in diesem Sin-
ne wirklich nicht noch über das hinaus gezielt Bedingungen daran geknüpft. Der Stadtrat fand 
die Grundlage der Statuten, und wie das in den letzten 40-50 Jahren betrieben worden ist, ak-
zeptabel. Es hat den Zweckbestimmungen entsprochen. Die Genossenschaft hat sich über die 
Statuten auch selber immer diese Form gegeben. Der Stadtrat ist der Meinung, dass dieser 
Vorlage zugestimmt werden kann. Wenn der Einwohnerrat die Meinung vertritt, er möchte 
diese Bestimmung verschärfen oder noch etwas in den Vertrag hineinnehmen, da wir ja nichts 
in den Statuten ändern können, wäre es tatsächlich so, dass man den Stadtrat noch einmal in 
die Verhandlungen schicken müsste. Ich muss ganz ehrlich sagen, dass ich nicht absehen 
kann, was es ganz konkret auf der Zeitachse heissen würde. Aber es ist so, dass der Vertrag 
vorbehältlich der Zustimmung des Einwohnerrates unterschrieben ist. Wenn die Zustimmung 
nicht kommt, müsste der Stadtrat noch einmal mit einer solchen Zusatzklausel in die Ver-
handlungen steigen. Das waren meine ergänzenden Ausführungen zu diesen Fragen.               
 
Simon Burger: Ich glaube auch, wir müssen aufpassen, dass wir uns da nicht von schönen 
Worten täuschen lassen. Wir haben heute von einer sozialen AG gesprochen. Da sind alle 
dafür. Ich meine, wie kann man gegen etwas Soziales sein? Hier geht es um eine soziale 
Wohnbaugenossenschaft. Da ist man auch dafür, denn man kann ja nicht dagegen sein zu sa-
gen, man müsse günstigen Wohnraum für tiefere Einkommensschichten schaffen. Aber allei-
ne mit dem Wort ist es nicht getan. Rückblickend hätten wir vielleicht unseren Vorstoss mit 
der Privatisierung soziale Privatisierung oder irgendwie so nennen sollen und dann wäre es 
auch durchgekommen. Wenn wir hier genauer schauen: Wir investieren in eine soziale Ge-
nossenschaft, haben aber eigentlich keine Ahnung, wer dahintersteckt, wie die Mieter ausge-
sucht werden und wie sichergestellt wird, dass auch die richtigen Personen zu diesem Wohn-
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raum kommen. Auf der anderen Seite müssen wir fragen, was uns das kostet. Auf den ersten 
Blick ist es eine sehr lukrative Sache. Wir erhalten ja jedes Jahr 90'000 Franken. Das ist doch 
eigentlich eine ganz gute Sache. Aber man vergisst dabei, dass dieser Preis in keiner Art und 
Weise marktkonform ist. Er ist mit 40 Fr./m2 subventioniert, d.h., selbst wenn man diese 
Rechnung nimmt, ist der Quadratmeterpreis 10 % zu tief, also ist auch der Baurechtszins 
10 % zu tief. Wir investieren somit pro Jahr 9'000 Franken in diese soziale Sache. In 80 Jah-
ren sind das 720'000 Franken. Die Frage ist, ob wir 720'000 Franken in eine soziale Investiti-
on einbringen wollen, bei der wir eigentlich gar keine Ahnung haben, was das überhaupt ist. 
Da bin ich einfach der Meinung, dass es nicht seriös ist. Hier werden wertvolle Gelder zum 
Fenster rausgeschmissen. Deshalb würde ich dafür votieren, das Geschäft zurückzustellen und 
diese Punkte noch einmal zu prüfen.      
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit liegt ein Ordnungsantrag der SVP auf Rückwei-
sung dieses Geschäftes vor. Nun gibt es also nur noch eine Diskussion über diese Rückwei-
sung.  
 
Martina Suter: Grundsätzlich finde ich es auch wichtig, dass es solche Genossenschaften 
gibt. Wir können auch mit diesen Subventionen leben, aber uns ist wirklich auch sehr wichtig, 
wer nachher in diesen Wohnungen lebt. Peter Jann hat ja eine Frage gestellt, und ich würde 
wirklich gerne hören, ob der Stadtrat vorhat, sich in irgend einer Form noch bei der Wohn-
baugenossenschaft Goldern zu melden und einzufordern oder zu verlangen, dass das sicherge-
stellt werden kann. Für uns ist relevant, dass das sichergestellt ist.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Diese Sicherstellung könnte ja sehr wahrscheinlich nur 
über den Vertrag erfolgen. Es müsste also wie eine Klausel in diesem Vertrag sein, sonst 
könnten wir es natürlich auch mündlich verhandeln, aber das wäre dann ja nicht dasselbe. Es 
muss irgendwo festgeschrieben sein. Wenn das Ihr Anliegen ist, wäre es dieses Vorgehen: 
Man müsste sagen, man gehe diesen Punkt noch einmal besprechen und würde das im Vertrag 
festhalten. In Bezug auf den Baurechtszins wären wir froh, wenn der Einwohnerrat dem zu-
stimmen könnte, damit das nicht noch einmal verhandelt werden müsste, denn da sind wirk-
lich ganz intensive Verhandlungen im Gange gewesen. Da gibt es Schmerzgrenzen für die 
Wohnbaugenossenschaften, damit diese Wohnungen auch wirklich günstig weitergegeben 
werden können. Deshalb möchte ich sehr darum bitten, wenn der Einwohnerrat auf eine 
Rückweisung einsteigen will, dass er dies wirklich nur in Bezug auf die Klausel macht, wie 
sichergestellt werden kann, dass dieser Wohnraum günstig oder an Personen vergeben werden 
kann, welche das wirklich nötig haben, und er die Rückweisung nicht in Bezug auf den Bau-
rechtszins macht.  
 
Gabriela Suter: Es gibt zwei Punkte: Auf Seite 2 der Botschaft sehen wir einen genauen 
Auszug aus den Statuten dieser Genossenschaft. Hier steht eigentlich, was der Zweck dieser 
Genossenschaft ist und wer in diesen Wohnungen wohnen soll: "Sie ist bestrebt, Wohnraum 
für alle Bevölkerungskreise anzubieten, insbesondere auch für Familien, Behinderte und Be-
tagte (soweit dies die vorhandenen Wohnverhältnisse ermöglichen). Sie fördert das Zusam-
menleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Verantwortung und gegenseitiger Solidarität." 
Ich denke, das ist die eine Aussage. Die andere betrifft die Frage, wer darin wohnt. Noch eine 
Anmerkung zur Vergünstigung und dem Landwert: Das ist üblich so. Auch in anderen Städ-
ten passiert das, und zwar mit 25-30 %. Soviel ist der Landwert günstiger als der Verkehrs-
wert. In diesem Sinne sind wir jetzt nicht so wahnsinnig weit weg von den anderen, in Baden 
ist das beispielsweise auch so.  
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Markus Hutmacher: Ich weiss nicht, inwiefern ich für die Fraktion spreche, aber ich muss 
ehrlich sagen, dass ich sehr viel Sympathie für diesen Antrag habe, damit einfach geklärt 
werden kann, unter welchen Bedingungen man eine solche Wohnung erhält. Ich finde wirk-
lich auch, dass z. B. eine Vierzimmerwohnung für eine Einzelperson nicht subventioniert 
werden kann, wenn es Familien gibt, welche das suchen. Ich habe jetzt nur den Auszug aus 
den Statuten gehört. Wenn ich RUAG und Swisscom höre, muss ich sagen, dass dort auch 
Personen arbeiten, welche sehr gute Einkommen haben. Es ist ja keine grosse Sache: Wir 
können das Geschäft zurückweisen und die Sache klären. Ich glaube, nachher findet es eine 
grosse Mehrheit.   
 
Susanne Heuberger: Ich stelle den Ordnungsantrag auf kurzen Unterbruch der Sitzung. 
Ich weiss, dass die Präsidentin der Wohnbaugenossenschaft da oben auf der Tribüne sitzt. Ich 
möchte sie schnell fragen, was das für sie bedeuten würde und welche Verzögerung es für sie 
gäbe, wenn mit ihr die Vergabekriterien noch verhandelt werden müssten. Ich nehme an, dass 
sie noch da ist. Ja, das ist so. Ich wäre froh, wenn ich die Zustimmung zum Ordnungsantrag 
haben könnte, um das schnell mit der Präsidentin anzuschauen.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Ordnungsantrag auf kurzen Unterbruch 
 
Der Ordnungsantrag auf kurzen Unterbruch der Sitzung wird mit 38 Ja-Stimmen angenom-
men. 
 
kurzer Unterbruch 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wünscht noch jemand das Wort zum Rückweisungsan-
trag? 
 
Susanne Heuberger: Wir haben das vorhin ausgiebig diskutiert. Es bedeutet folgendes: Für 
die Projektierung des Ersatzneubaus und dann auch des Neubaus hält sich diese Verzögerung 
im Rahmen. Das könnte verantwortet werden. So habe ich die Präsidentin der Wohnbauge-
nossenschaft verstanden. Wenn wir noch etwas ergänzen möchten, würde das eine Statuten-
änderung der Wohnbaugenossenschaft bedingen. Das ginge natürlich nicht so schnell. Natür-
lich könnte das über eine ausserordentliche Generalversammlung gemacht werden. Es ist 
nicht ganz so einfach, aber uns fehlt einfach die Transparenz, dass man die 40 Fr./m2 mit öf-
fentlichen Geldern subventioniert, ohne dass wir irgendwo eine Handhabe haben. Ich habe 
das vorhin ausgeführt: Es geht nicht darum, dass die Stadt nachher in der Wohnbaugenossen-
schaft kontrollieren geht. Die Genossenschaft ist autonom. Aber es geht darum, dass sie selber 
sauber prüfen kann, wer Anrecht hat resp. eben nicht. Aus diesem Grunde halten wir am 
Rückweisungsantrag fest. 
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Es geht also bei der Rückweisung darum, dass der Stadt-
rat im Vertrag eine Klausel einfügen soll, in welcher steht, dass die Wohnbaugenossenschaft 
ihre Statuten so ergänzt und untereinander die Gewährleistung festschreibt, minderbemittelten 
Personen den Vorzug zu geben. Scheinbar hat das bis jetzt funktioniert, wie ich das vorhin 
ausgeführt habe. Aber wenn der Einwohnerrat denkt, er möchte das explizit festschreiben, 
müsste er es jetzt mit dieser Rückweisung tun. Es würde heissen, dass die Wohnbaugenossen-
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schaft eine ausserordentliche Generalversammlung durchführen und die Statuten anpassen 
müsste. Der Vertrag müsste neu formuliert und unterschrieben werden. Danach käme der 
Einwohnerrat noch einmal zum Zuge. Das wäre das Vorgehen.      
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Rückweisungsantrag der SVP: 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 29 Ja-Stimmen gegen 11 Nein-Stimmen folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Baurechtsvertrag zwischen der Wohnbaugenossenschaft Goldern und der Einwohnerge-
meinde Aarau für die Baurechtsfläche von 9143 m2 (Parzelle 3808) mit einer zusätzlichen 
Nutzfläche (Grünzone) wird an den Stadtrat zurückgewiesen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 10 
 

GV 2014 - 2017 / 60 
 

81. Kreditabrechnung Abdankungshalle, Sanierung Dachrand, Fassade, 
energetische Massnahmen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 15. September 2014 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Abdankungshalle, Sanierung Dachrand, 
Fassade, energetische Massnahmen". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von  
Fr. 331'000.00 mit Bruttoanlagekosten von Fr. 352'236.40 ab. Es resultiert somit eine Kredit-
überschreitung von Fr. 21'236.40 oder 6,42 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 28. Oktober 2014 zur Prüfung vor. 
Sie empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissions-
referat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 

 
Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Abdankungshalle, Sanierung Dachrand, 
Fassade, energetische Massnahmen". 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
 
 
 
 
  



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 10. November 2014 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 332 

 

Traktandum 11 
 

GV 2014 - 2017 / 61 
 

82. Kreditabrechnung Neubau Kindergarten Telli, Projektierung 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 15. September 2014 unterbreitet der 
Stadtrat dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Neubau Kindergarten Telli, Projektierung". 
Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von Fr. 300'000.00 mit Bruttoanlagekosten 
von Fr. 152'113.55 ab. Es resultiert somit eine Kreditunterschreitung von Fr. 147'886.45 oder 
49,30 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 28. Oktober 2014 zur Prüfung vor. 
Sie empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissions-
referat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 

 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Neubau Kindergarten Telli, Projektie-
rung". 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit sind wir am Schluss der Sitzung angelangt. Ich 
danke für das rege Mitdiskutieren und Ausharren. Die nächste Sitzung findet am 8. Dezember 
2014 statt. Anschliessend werden wir einen Weihnachtsapéro organisieren. Da es schon eini-
ge Geschäfte auf der Traktandenliste hat, werden wir uns noch überlegen, ob wir die Sitzung 
eine halbe Stunde früher beginnen. Beachten Sie dann also die Zeit auf der Einladung genau. 
Ich wünsche allen eine gute Heimkehr und eine gute Nacht.  
 
Schluss der Sitzung:  23.15 Uhr  
        
 EINWOHNERRAT AARAU 
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